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Fachteil:
–  Verbesserung der Verkehrs

sicherheit in Deutschland
–  Auch die Würde des Mörders 

ist unantastbar
–  Du steckst nicht im Stau – 

Du bist der Stau
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DPolGBundeshaupt
vorstand beriet in 
Berlin Erfolgsbilanz
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Freiheit braucht Sicherheit – 
Die Polizei sorgt für beides
Von Rainer Wendt, Bundesvorsitzender

Die Angst vieler Menschen 
 davor, Opfer von Terror oder 
Kriminalität zu werden, ist 
 vielfach mit Händen greifbar. 
Viele Gespräche in der Familie, 
unter Freundschaften oder am 
Arbeitsplatz drehen sich um 
dieses Thema. Das Bundeskri
minalamt hat „Opfererfahrun
gen, kriminalitätsbezogene 
Einstellungen sowie die Wahr
nehmung von Unsicherheit 
und Kriminalität in Deutsch
land“ untersucht und in sei
nem Bericht „Der Deutsche 
Viktimisierungssurvey 2017“ 
veröffentlicht. Was mit einem 
so seltsamen Namen daher
kommt, ist ein interessanter 
Einblick in die Gefühlswelt der 
Menschen. 

Auch wenn es immer wieder 
versucht wird, ist längst erwie
sen, dass sich Kriminalitäts
furcht nicht mit Informationen 
über die objektive Sicherheits
lage minimieren lässt. Was 
auch immer in der „Polizeili
chen Kriminalitätsstatistik“ 
steht und auch wenn sich die 
Kriminalität in einigen Delikts
feldern tatsächlich positiv än
dert: Bis vor einigen Jahren 
sank diese Furcht, jetzt nimmt 
sie wieder zu. Und sie bewirkt, 
dass viele Menschen ihr Ver
halten ändern. 

Das Unsicherheitsgefühl in der 
Wohnumgebung ist seit 2012 
sowohl bei Männern als auch 
bei Frauen erheblich gestiegen, 
und zwar in allen Bundeslän
dern. Das hat Folgen. Die Stu
die des BKA zeigt, dass die gro
ße Mehrheit der Bevölkerung 
zumindest ab und zu Orte und 
Situationen vermeidet, um sich 
vor Kriminalität zu schützen. 
Etwa die Hälfte der Männer 
und drei Viertel der Frauen 
meiden zumindest selten be

stimmte Straßen, Plätze und 
Parks und vermeiden es, allei
ne im Dunkeln unterwegs zu 
sein. Noch mehr Frauen und 
Männer nehmen Umwege in 
Kauf und weichen bedrohlich 
wirkenden Personen aus. 

Für Kolleginnen und Kollegen 
vor Ort kommt das nicht über
raschend. Sie hören täglich da
von, dass viele Menschen mehr 
Polizeikräfte in der Öffentlich
keit haben wollen, die sowohl 
objektiver Kriminalität Einhalt 
gebieten als auch das subjekti
ve Sicherheitsgefühl stärken. 
Fußgängerzonen, Einkaufszen
tren, Verkehrseinrichtungen, 
Bahnhöfe oder Parkanlagen, 
die Nutzung der öffentlichen 
Räume stehen für sie stets un
ter dem Vorbehalt, sich dort 
angstfrei bewegen zu können. 

 < Starke Polizeipräsenz 
plus wirksame Polizei
gesetze

„Vermeidungsverhalten“ nen
nen es die Profis solcher Unter
suchungen. Viele Menschen 
meiden es eben, sich in öffent
lichen Räumen zu bewegen 

und flüchten ins vermeintlich 
sichere Privatleben. Vor allem 
ist dies aber ein kollektiver Ver
lust an Freiheit, der sich hier 
vollzieht. Wenn Menschen aus 
Furcht davor, dass der Staat sie 
nicht ausreichend von Gefah
ren durch Terror und Kriminali
tät schützt, öffentliche Räume 
meiden, haben sie längst einen 
großen Teil ihrer Freiheit einge
büßt. Dann ist Deutschland 
nicht sicherer, sondern unfreier 
geworden. 

In der Diskussion um neue 
 Polizeigesetze wird von vie 
len Kritikern behauptet, dass 
es um die größtmögliche Ein
schränkung von Freiheits
rechten der Bevölkerung  
gehe, wenn der Polizei größe 
re Befugnisse zur Abwehr von 
Gefahren eingeräumt werden. 
Schon dieser Denkansatz ist 
falsch. Nicht die Polizei be
droht die Freiheit und Sicher
heit der Menschen, sondern 
Kriminelle und Terroristen tun 
das. Indem sie ihre Möglichkei
ten nutzt, Gefahren abzuweh
ren oder gar nicht erst entste
hen zu lassen, schafft der Staat 
nicht nur objektiv mehr Sicher

heit, sondern schützt zudem 
die Freiheit der Menschen. 

Mit starker Polizeipräsenz im 
öffentlichen Raum können wir 
diesen für die Bevölkerung so 
schützen, dass die Furcht sinkt 
und das Vertrauen wächst. 
Dazu gehören natürlich auch 
die gesetzlichen Möglichkeiten 
der Nutzung moderner Tech
nik, beispielsweise der Video
aufklärung. Mehr Personal und 
moderne Technik sind also kein 
Selbstzweck, sondern notwen
dige Voraussetzung für eine 
bessere Sicherheitslage, objek
tiv wie subjektiv.  

Deshalb führen wir auch die 
Diskussionen um wirksame 
Polizeigesetze in den Parla
menten und mit den Regierun
gen mit großer Leidenschaft 
und Selbstbewusstsein. Und 
verwahren uns gegen diejeni
gen, die gemeinsam mit Extre
misten durch die Straßen  
ziehen und abstruse Behaup
tungen über die Polizei und 
andere Sicherheitsbehörden 
verbreiten. 

Nicht diejenigen, die wirksame 
Gesetze verhindern, schützen 
die Freiheit der Menschen, son
dern diejenigen, die immer und 
immer wieder Gefahren ab
wehren und dies häufig unter 
Einsatz ihres Lebens und ihrer 
Gesundheit tun. Die meisten 
Menschen wissen das übri
gens, mit 85 Prozent ist das 
Vertrauen in die Polizei in 
Deutschland seit Jahrzehnten 
sensationell hoch, auch im eu
ropäischen und internationa
len Vergleich. Die Kritiker der 
Polizei sollten sich gelegentlich 
daran erinnern, dass sie ihre 
Versammlungsfreiheit nur nut
zen können, weil es die Polizei 
gibt, die sie schützt.  

 < Rainer Wendt
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DPolG mit neuem 
Vorsitzenden  
der Jungen Union 
im Gespräch
Zu einem Gespräch über aktuelle innenpolitische 
Themen haben sich DPolGBundesvorsitzender 
Rainer Wendt und sein Stellvertreter Ralf Kusterer 
mit dem neuen Vorsitzenden der Jungen Union, 
Tilman  Kuban, am 8. April in Berlin  getroffen. 

Bei dem Treffen ging es um 
Fragen des Personals und der 
Ausstattung der Polizei in 
Bund und Ländern, insbeson
dere um die Zukunft der Be
reitschaftspolizeien. Die Be
reitschaftspolizeien von Bund 
und Ländern sind nach wie vor 
stark gefordert, wenn es um 
länderübergreifende Großein
sätze geht. Personelle Aufsto
ckungen und Investitionen in 
eine moderne Ausstattung 
bleiben auf der Tagesordnung. 

Des Weiteren erörterte die 
Runde, welche praktischen 
politischen Folgerungen aus 
den Werkstattgesprächen der 
CDU  gezogen werden müssen.

Die Werkstattgespräche, die 
vor allem die Herausforderun
gen durch Migration und Inte
gration thematisierten, sollten 
jetzt in ihren Schlussfolgerun
gen auch umgesetzt werden, 
waren sich Wendt, Kusterer 
und Kuban einig. 

 < Ralf Kusterer (stellvertretender DPolGBundesvorsitzender), Tilman Kuban 
(Vorsitzender der Jungen Union), Rainer Wendt (DPolGBundesvorsitzender) 
(von links)
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DPolGBundeshauptvorstand zieht beeindruckende Bilanz

Mitgliederentwicklung so stark wie nie – 
Jetzt legen wir den Turbo ein! 
Umfangreiche Lageberichte, 
berufspolitische Diskussionen, 
eine Nachlese der Einkom
mensrunde 2019 sowie die 
Stärkung der DPolG durch Tau
sende neuer Mitglieder – die 
diesjährige Sitzung des Bun
deshauptvorstandes der DPolG 
im Berliner Hotel Estrel war ein 
voller Erfolg. 

Ein gutes Tarifergebnis, eine ra
sante Mitgliederentwicklung, 
stabile Finanzen und bemer
kenswerte politische Erfolge – 
der Bundeshauptvorstand der 
DPolG blickte auf beachtliche 
Zahlen und Fakten. Dieses 
höchste Gremium zwischen 
den Bundeskongressen kam in 
Berlin zusammen, um einerseits 
die Bilanz des vergangenen Jah
res und andererseits Zukunfts
pläne in den Blick zu nehmen. 

Und natürlich stand das Ergeb
nis der diesjährigen Tarifver
handlungen weit vorne, die 
 Delegierten waren zufrieden. 
„Ein hartes Stück Arbeit, aber 
Zähigkeit, Engagement und 
Geduld haben sich ausgezahlt“, 
berichtete Michael Hinrichsen, 
der als stellvertretender Bun
desvorsitzender in der Bundes
leitung für Tariffragen zustän
dig ist, von den Verhandlungen 
in Potsdam. Gemeinsam mit 
dem Bundestarifbeauftragten 
Gerhard Vieth und vielen ande
ren Kolleginnen und Kollegen 
hatte die DPolG mit teilweise 
spektakulären Demonstratio
nen am Verhandlungsort und 
in vielen Städten in Deutsch
land Druck gemacht. 

Bundesvorsitzender Rainer 
Wendt dankte allen Beteiligten 
und wies auf bereits bestehen
de Zusagen aus den Ländern 
hin, die Ergebnisse auf die Be
amtenschaft übertragen zu 
wollen: „Jetzt wird sich zeigen, 

in welchen Ländern die Be
schwörungen von Wertschät
zung und Respekt nur leeres 
Gerede sind. Wir werden not
falls auch dort kämpfen, wo 
der Landesgesetzgeber den 
Kolleginnen und Kollegen die 
dringend notwendigen Anpas
sungen verweigern oder auch 
nur verzögern will!“

 < Tolle Mitglieder
entwicklung

Und damit noch nicht genug. 
In der internen Darstellung des 
Haushalts konnte Michael Hin
richsen auf die tolle Mitglieder
entwicklung des vergangenen 
Jahres hinweisen: „Das Jahr 
2018 war das stärkste Jahr in 
der Geschichte der DPolG, wir 
haben die 100 000erMarke 
 locker genommen“, bilanzierte 
er die Mitgliederwerbeaktion 
des vergangenen Jahres. 

Und auch im laufenden Jahr 
reißt der Trend nicht ab, es 
läuft weiter hervorragend, 
schon jetzt ist absehbar, dass 
der Bundeskongress im nächs
ten Jahr erheblich mehr Dele
gierte haben werde. Michael 
Hinrichsen: „Klarheit in der 
Sprache, konsequenter Einsatz 

für die Polizei und Selbstbe
wusstsein gegenüber Politik 
und Medien zahlen sich aus. 
Unsere Kolleginnen und Kolle
gen wollen nicht belehrt oder 
gegängelt werden, sie haben 
Anspruch auf wirksame Inter
essenvertretung, die gibt es 
nur bei der DPolG!“ 

Natürlich haben die starken 
Einstellungszahlen ihren Bei
trag geleistet, aber das Engage
ment vieler unserer Kollegin
nen und Kollegen vor Ort war 
der entscheidende Faktor für 

Tausende Neueintritte in die 
DPolG. Michael Hinrichsen: 
„Auf unsere Leute vor Ort sind 
wir zu Recht stolz, wir werden 
ihre Arbeit noch stärker unter
stützen. Die DPolG wird in vie
len Vorstellungsgesprächen 
und Gesprächsrunden als das 
präsentiert, was sie ist, eine zu
kunftsgewandte, lebendige 
und kämpferische Berufsver
tretung. Was dort geleistet 
wird, ist wirklich große Klasse!“

Und auch berufspolitisch ist 
die DPolG auf der Erfolgsspur, 
wie Bundesvorsitzender Rainer 
Wendt in seinem Lagebericht 
formulierte. „Während andere 
in der Frage der Gebühren für 
Hochrisikospiele im Fußball 
den Funktionären der DFL nach 
dem Mund redeten, haben wir 
Kurs gehalten und das Bundes
verwaltungsgericht hat das 
jetzt eindrucksvoll bestätigt 
(siehe Bericht auf Seite 12). 
Und auch beim Thema Elek
troimpulsgerät hat sich  unsere 
Haltung bestätigt!“

 < Erfolge bei Ausstattung –  
hartnäckig bei der  
Ruhegehaltfähigkeit

In der Tat sind immer mehr 
Länder bereit, Elektroimpuls
geräte auch im täglichen Strei
fendienst zu erproben oder  
bereits auszuliefern. Rhein
landPfalz hat in einem beein
druckenden Bericht festge
stellt, dass der „Taser“ geeignet 
ist, schon nach Einschalten der 
Warnfunktion eine Wirkung zu 
erzielen. In vielen Fällen unter
bleibt der Angriff auf die Ein
heiten schon in dieser Phase. 
„Das haben wir in den vergan
genen Jahren immer wieder 
hervorgehoben, jetzt ist diese 
Erkenntnis immerhin in einigen 
Ministerien auch angekom
men. Ich fand es persönlich im

 < Hatte sichtlich Vergnügen bei der 
Vorstellung von Einkommensrun
de, Mitgliederentwicklung und 
Haushaltslage: stellvertretender 
Bundesvorsitzender Michael Hin
richsen (Bayern)

 < DPolGBundesvorsitzender Rainer Wendt zog vor den Delegierten eine posi
tive Bilanz des vergangenen Jahres.
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mer ausgesprochen schäbig, 
wenn sogar in den eigenen Rei
hen behauptet wurde, dass die 
Polizei mit dem Elektroimpuls
gerät in die Lage versetzt wür
de, Menschen zu foltern. Diese 
Unterstellung ist abenteuerlich 
und mies!“

Für die Seniorenvertretung wies 
ihr Vorsitzender auf den DPolG
Erfolg der Wiederherstellung 
der Ruhegehaltsfähigkeit der 
Polizeizulage im Freistaat Sach
sen hin. Gerhard Vogler, zu
gleich Ehrenvorsitzender der 
DPolG, kündigte weitere An
strengungen sowohl für die 
Bundespolizei als auch in den 
anderen Ländern an: „Wir wer
den in dieser Frage nicht locker
lassen, bis dies überall wieder 
Standard wird. Die Ruhege
haltsfähigkeit der Polizeizulage 
ist kein Geschenk an die Kräfte, 
sondern logische Konsequenz 
jahrzehntelanger Belastung im 
Polizeidienst, die eben nicht mit 
der Pensionierung an der Gar
derobe abgegeben wird!“ 

Volle Unterstützung für  
Horst Seehofer und seinen 
 Gesetzentwurf, der für mehr 
Steuerung und Ordnung in  
der Frage der Abschiebungen 
abgelehnter Asylsuchender 
sorgen soll. Es sei schlimm,  
so Rainer Wendt, dass solche 
Initiativen nicht lange vor 
 Beginn der massenhaften Zu
wanderung nach Deutschland 
geklärt worden seien. Jetzt 
stehe man vor dem Dilemma, 
dass das Problem jeden Tag 
größer würde. 

Bessere Ausstattung für die 
Einsatzkräfte und eine deutli
che Erhöhung der Mittel für  
die Bereitschaftspolizei des 
Bundes und der Länder zur Be
schaffung von Schutzausrüs
tung sind ebenso ein klarer 
Erfolg der DPolG, wie Rainer 
Wendt hervorhob: „Die Zeiten 
sind leider brandgefährlich, da 
können geschützte Fahrzeuge 
nicht warten. Jedenfalls war 
der Beschaffungszeitraum viel 
zu lang, wir haben erfolgreich 
darauf gedrungen, dies zu än
dern. Und wir werden auch an 

dieser Stelle dranbleiben, denn 
überall im Land werden die At
tacken auf unsere Kolleginnen 
und Kollegen härter und zahl
reicher. Ob Hambacher Forst, 
Fußball, Demos oder andere 
Anlässe, der Druck auf die Kräf
te der Bereitschaftspolizei wird 
hoch bleiben und vermutlich 
noch drastisch steigen. Und 
wenn bei einer harmlosen 
 Verkehrskontrolle die Kräfte 
plötzlich von Hunderten 
  gewaltbereiten Personen 
 bedrängt werden, hilft der 
 Hinweis auf die Kriminalitäts
statistik wenig, dann brauchen 
wir genügend Kräfte, gutes 
Arbeits material und robustes 
Einschreiten, um den Rechts
staat durchzusetzen!“ 

 < Kraftvoll –  
Frauen und Jugend

„SichtbaristdasneueWir“ – mit 
diesem einprägsamen Motto 
hat die DPolGBundesfrauen
vertretung in zahlreichen Initi
ativen und Veranstaltungen 
die Bedeutung unserer Kolle
ginnen für die Polizei insge
samt verdeutlicht. „Wir sorgen 
für Selbstbewusstsein und 
Sichtbarkeit der Frauen in der 
Polizei, das ist auch dringend 
nötig“, kündigte DPolGBun
desfrauenbeauftragte Sabine 
Schumann an und wies auf be
vorstehende Termine im Som
mer und Herbst dieses Jahres 
hin. Und Bundesjugendleiter 
Michael Haug freute sich über 

die Verjüngung der DPolG in 
etlichen Landesvorständen 
und Gremien: „Die JUNGE 
 POLIZEI ist auch technisch auf 
der Höhe der Zeit, wir haben 
schon jetzt starke Präsenz in 
sozialen Netzwerken und wer
den das noch ausbauen. Und 
auch die DPolGApp ist eine 
Erfolgsgeschichte!“ 

Ein guter Auftakt für das letz
te Jahr der Amtsperiode der 
DPolGFührung, resümierte 
Bundesvorsitzender Rainer 
Wendt und freute sich sicht
lich über die engagierten Dis
kussionen: „Die tollen Ergeb
nisse sind starke Motivation 
für die Zukunft auf allen Ebe
nen!“ 

 < #SichtbaristdasneueWir: die Frauen der DPolG im Bundeshauptvorstand

 < Konzentriert und engagiert: der DPolGEhrenvorsitzende und Vorsitzender der Bundesseniorenvertretung, Gerhard 
Vogler, daneben die DPolGEhrenmitglieder Werner Kasel und HansJoachim Zastrow (von links).

©
 D

Po
lG

/N
at

ha
lie

 S
ch

w
an

e 
(4

) 

6

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft

> Polizeispiegel | Mai 2019

Be
ru

fs
po

lit
ik



 < Rainer Nachtigall, Landesvorsitzender Bayern, daneben Vorstandsmitglied 
Thomas Lintl, Stiftungspräsident Berend Jochem, Vorstandsmitglied 
Thorsten Grimm, stellvertretender Landesvorsitzender Eduard Dosch und 
Vorstandsmitglied Stefan Kemptner (im Hintergrund die bayerische Frau
enbeauftragte Birgit Manghofer) (von rechts)

 < Im engagierten Gespräch: NRWLandesvorsitzender Erich 

Rettinghaus im Kreise der NRWDelegierten

 < Die Bundesleitung: Ernst G. Walter, der 1. stellv. Bundesvorsitzende  Joachim 
Lenders, Michael Hinrichsen, Ralf Kusterer (von links nach rechts). Wolfgang 
 Ladebeck konnte wegen eines Sterbefalls in der Familie nicht teilnehmen.

 < Michael Hinrichsen und erfolgreiche Tarifexperten: Ümit Turul (Bayern), Gerhard Vieth 
(NRW) und Boris Biedermann (Berlin) (von links)

Der Bundeshauptvorstand tagte – 
DPolG weiterhin auf Erfolgskurs!

 < Mit der DPolG auf Erfolgskurs: Ein 

sichtlich entspannter und gut gelaun

ter DPolGBundesvorsitzender Rainer 

Wendt.

 < DPolGBundesfrauenbeauftragte 

Sabine Schumann und die sächsische 

Landesvorsitzende Cathleen Martin
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Fortschreibung der  
50 DPolGVerkehrssicherheitspositionen
In der Zeit vom 9. bis zum 
11. April 2019 führte die 
DPolGKommission Verkehr im 
Hotel Königshof in Bonn einen 
Workshop mit dem Ziel durch, 

die seit März 2017 vorliegen
den 50 DPolGVerkehrssicher
heitspositionen fortzuschrei
ben. Die Mehrzahl der dort 
beschriebenen verkehrssicher

heitsrelevanten Posi
tionen hat sich in der 
Zwischenzeit weiter
entwickelt – einige 
 haben sich erledigt, 
wieder andere kom
men neu dazu.

Zu den Themen, die 
aktualisiert werden 
müssen, gehören 
unter anderem die 
Aussagen zur  
„Vision Zero“, der 
Wunsch nach der 
Wiederbelebung 
der Sendung  
„7. Sinn“ (jetzt 
„Mediale Ver
kehrssicher
heitsarbeit“), 
der Vorschlag 

„Bußgelder für die Verkehrssi
cherheit“ einzusetzen, die Not
wendigkeit der Schaffung einer 
„Rechtsgrundlage Verkehrs
überwachung“ sowie die Rea
lisierung der altbekannte For
derung „Halterhaftung“. Die 
Überarbeitung des Themen
blocks „Regelgeschwindigkei
ten“ gehört genauso dazu wie 
der Wunsch nach einem bun
desweiten Einsatz der „Ab
schnittskontrolle – Section 
Control“ mit entsprechenden 
„Hinweiszeichen auf Überwa
chung“. Aktualisiert werden 
auch die DPolGVerkehrssicher
heitspositionen „Alkoholver
bot für Kraftfahrzeugführen
de“ und „Beweissichere 
Atemalkoholanalyse im Ver
kehrsstraftatenbereich“.

Neu hinzukommen sollen The
men wie „Staatszielbestim
mung Verkehrssicherheit“,  
„Begleitetes Fahren ab 16“, 

„Autokorsos (zum Beispiel aus 
Anlass von Hochzeiten)“, „Zu
griff auf europäische Führer
scheindatenbank“, „Elektro
kleinstfahrzeuge“ und eine 
Position zu den vieldiskutier
ten „DieselDurchfahrverbo
ten“. An den letztgenannten 
neuen Verkehrssicherheitspo
sitionen wird deutlich, dass ge
rade auch aktuelle Trends auf
genommen werden, um an 
Verkehrssicherheitsfragen In
teressierten fundierte Antwor
ten anzubieten.

Schon im Juli 2019 wird sich 
ein weiterer Workshop an
schließen, in dem daran gear
beitet werden soll, die jeweili
gen Endfassungen der DPolG 
Verkehrssicherheitspositionen 
zu formulieren – in der zweiten 
Jahreshälfte 2019 soll die neue 
Broschüre „50 DPolGVerkehrs
sicherheitspositionen“ zur Ver
fügung stehen. 

 < Marco Schäler, Ludwig Laub, Bernd Heller, Rainer Wendt (DPolGBundesvorsitzender), Wulf Hoffmann, Stefan Pfeiffer, Carmen Scholze, Wolfgang Blinden
bacher (Vorsitzender der DPolGKommission Verkehr), Dieter Müller (von links)
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Der Dreiklang aus mehr Per
sonal bei der Polizei, besserer 
technischer Ausstattung sowie 
Gesetzesanpassungen und  
verschärfungen findet seinen 
Niederschlag in der Zahl der 
 gesunkenen Straftaten laut 
 Polizeilicher Kriminalstatistik, 
die am 2. April 2019 veröffent
licht wurde. So wurden 2018 
5,55 Millionen Straftaten von 
der Polizei registriert, ein Rück
gang um 3,6 Prozent. Vor allem 
im Bereich der Wohnungs
einbruchskriminalität ist ein 
 signifikanter Rückgang zu ver
zeichnen. DPolGBundesvor
sitzender Rainer Wendt: „Die 
Polizei leistet hervorragende 
Arbeit, das zeigt sich auch in 
der gestiegenen Aufklärungs
quote.“ 45 Prozent der Woh
nungseinbruchdiebstähle 
 scheiterten überdies bereits im 
Versuchsstadium. Der derzeiti
ge Vorsitzende der Innenminis
terkonferenz, HansJoachim 
Grote (Schleswig Holstein), 
führt dies auf eine stärkere 
 Sensibilisierung der Bevölke
rung für das Thema  zurück. Die 
bestehenden Programme zur 
finanziellen Förderung zum Ein
bau von Ein bruchs schutz maß
nahmen haben ihre Wirkung 
entfaltet und die Vollendung 
der Taten verhindert. 

Allerdings ist die Kriminalstatis
tik eine Arbeitsstatistik der Poli
zei und spiegelt nur begrenzt 

die tatsächliche Kriminalitätsla
ge wider. Deshalb muss weiter
hin in Personal, Technik und 
bessere Gesetze investiert wer
den. So gibt es Kriminalitätsbe
reiche, wo von einem hohem 
Dunkelfeld auszugehen ist. Die 
Zahl unentdeckter Tötungsde
likte infolge unzureichender 
Leichenschauen ist so ein Bei
spiel. Die DPolG wird zu diesem 
Thema und zu weiteren krimi
nalpolizeilichen Fragen eine 
Fachtagung im Herbst in Berlin 
ver anstalten – „Anforderungen 
und Belastungen im täglichen 
Dienst der Kriminalpolizei“. 
Mehr unter www.dpolg.de/
presseoeffentlichkeit/fach 
tagungen/. 

 < Widerstandshandlungen

Erschreckend ist die gestiege
ne Zahl der Widerstandshand
lungen gegen Vollstreckungs
beamte. Sie stieg um fast 
40 Prozent auf 34 168 Fälle. 
Wendt: „Die besorgniserre
gende Zahl ist zum einen auf 
die veränderte Gesetzeslage 
zurückzuführen, nach der sol
che Straftaten jetzt präziser 
erfasst werden. Hinzu kommt 
leider auch eine gesunkene 
Hemmschwelle, die sich in 
steigenden Aggressionen und 
Gewalthandlungen gegenüber 
Einsatzkräften bemerkbar 
macht. Solcher Gewalt müs
sen Bürgerinnen und Bürger 

und politische Entscheidungs
träger mit null Toleranz entge
gentreten. Überdies setzen 
wir auch auf technische Un
terstützung. Der Einsatz von 
Bodycams in immer mehr 
Bundesländern zeigt, dort, wo 
sie eingeschaltet sind, können 
sie deeskalierend  wirken.“

 < Wie verhält es sich mit 
dem Dunkelfeld? Der 
Deutsche Viktimisie
rungssurvey 2017

Um ein wenig Licht in das 
 Dunkel der Kriminalitätslage zu 
bringen, erschien vor Kurzem 
zum zweiten Mal nach 2012 
der Deutsche Viktimisierungs
survey, der ein unter anderem 
vom Bundeskriminalamt geför
dertes Forschungsprojekt ist. 
Ob eine Straftat im Dunkelfeld 
bleibt oder polizeistatistisch 
erfasst wird, ist in erster Linie 
davon abhängig, ob das Opfer 
die Straftat bei der Polizei an
zeigt oder nicht. Da im DVS 
2017 sowohl nach Opfererleb
nissen als auch nach dem An
zeigeverhalten gefragt wurde, 
sind umfassende Rückschlüsse 
auf die Sicherheitslage in 
Deutschland möglich. Daneben 
ist es ein weiteres zentrales Ziel 
des DVS 2017, das subjektive 
Sicherheitsempfinden und das 

Kriminalstatistik und Viktimisierungssurvey

Gewalt gegen Polizeikräfte steigt  
und Kriminalitätsfurcht nimmt zu

24 PKS 2018

5 Überblick Straftatenanteile
Straftatenanteile an Straftaten insgesamt = 5.555.520 Fälle

5 – G01

 

Straftatenanteile an Straftaten insgesamt ohne ausländerrechtliche Verstöße = 5.392.457 Fälle

5 – G02

einfacher Diebstahl 
19,5%

schwerer Diebstahl 
15,4%

Betrug 15,1%

Sachbeschädigung 
10,1%

Körper-
verletzung insg. 

10,0%

Rauschgift-
delikte 6,3%

ausländerrecht-
liche Verstöße 2,9%

Sexualdelikte 1,1%

Straftaten gegen 
das Leben 0,1%

sonstige Straftaten 
19,5%

einfacher Diebstahl
20,1%

schwerer Diebstahl
15,8%

Betrug 15,6%

Sachbeschädigung
10,4%

Körper-
verletzung insg.

10,3%

Rauschgift-
delikte 6,5%

Sexualdelikte 1,2%

Straftaten gegen 
das Leben 0,1%

sonstige Straftaten
20,1%

V 1.0

Straftatenanteile an Straftaten insgesamt = 5 555 520 Fälle

 < Die Angst Opfer eines Dieb
stahls zu werden, hat in den 
letzten Jahren zugenommen.

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik 2018, © BMI, PKS 2018 
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Vertrauen der Bevölkerung in 
Polizei und Justiz zu erfassen1. 

Hinsichtlich der Furcht vor Kri
minalität zeigt die Befragung, 
dass die Unsicherheitsgefühle  
in der Bevölkerung zugenom
men haben. Der Anteil der Men
schen, die sich nachts auf der 
Straße unsicher fühlen, ist von 
17 (2012) auf 22 Prozent (2017) 
gestiegen. Konkret hat auch die 
Angst vor Wohnungseinbrü
chen zugenommen, ebenso die 
Angst vor Über fällen und Raub. 

1 Der Deutsche Viktimisierungssurvey 2017, 
Seite 3

Obwohl das subjektive Sicher
heitsempfinden abgenommen 
hat, stieg das Vertrauen in die 
Polizei und generell in die Insti
tutionen der Strafverfolgung 
weiter an. Eine Mehrheit der 
Befragten meint, dass die Poli
zei gute Arbeit bei der Verbre
chensbekämpfung leistet, Per
sonen unabhängig von ihrem 
Sozialstatus gleich behandelt 
und nie oder selten unange
messen Gewalt einsetzt, die 
über das rechtlich erlaubte hin
ausgeht. Das Vertrauen ist da
bei in allen Altersklassen gleich 
stark ausgeprägt.  

 < Der Deutsche Viktimisierungssurvey 2017 erschien zum zweiten Mal und 
spiegelt Dunkelfeld sowie subjektives Kriminalitätsempfinden wider.

 < In den beiden Wellen des DVS wurden die Teilnehmer und Teilnehmerin
nen gefragt, ob ihnen in den letzten fünf Jahren, also seit Anfang 2012 
– beziehungsweise in der ersten Welle seit Anfang 2007 – eines der in 
der Abbildung dargestellten Delikte widerfahren ist.
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Bundesverwaltungsgericht 

Die Deutsche Fußballliga kann  
an den Polizeikosten beteiligt werden

„Es gibt kein Grundrecht auf Fußball“
Der POLIZEISPIEGEL sprach mit dem DPolG 
Bundesvorsitzenden Rainer Wendt über den 
Spruch des Gerichts: 

Wie ist die Stellungnahme von 
verschiedenen Ministern und 
Senatoren zu verstehen, dass 
sie keine Rechnung für Polizei
kosten an Vereine schicken 
wollen? 

RW: Entweder haben die es 
nicht verstanden, oder sie 
 wollen ganz bewusst falsche 
Geschichten erzählen und 
Stimmung gegen diese Ent
scheidung machen. Rechnun
gen sind ein wirtschaftlicher 
Vorgang. Nach einem Kauf 

oder Dienstleistungsvertrag 
wird dabei daran erinnert, dass 
der Kaufpreis geschuldet wird. 
Im Streitfall entscheidet darü
ber ein Gericht, aber nie ein 
Verwaltungsgericht, wie in 
 diesem Fall. Hier geht es um 
einen Gebührenbescheid, ei
nen Verwaltungsakt einer Be
hörde auf der Grundlage eines 
Gesetzes. Das ist etwas völlig 
anderes. Es ging nie darum, 
Rechnungen an Vereine zu 
schicken, trotzdem schwadro
nieren Innenminister immer 

wieder darüber. Sie verdrehen 
die Tatsachen. 

Warum tun Politiker das? War
um erzählen sie pausenlos da
von, den Vereinen keine Kosten 
in Rechnung stellen zu wollen? 

RW: Weil sie in der Öffentlich
keit und beim sportbegeister
ten Publikum Punkte machen 
wollen. Viele von ihnen sind 
selbst Fußballfans und wollen 
es sich mit den Vereinen und 
Fangruppen nicht verderben. 
Aber solche persönliche Lei
denschaft darf natürlich Richt
schnur für staatliches Nicht
handeln sein. Das wäre 
Staatswillkür.

Die DFL argumentiert, dass sie 
bereits Steuern bezahle. 

RW: Das tun Millionen Bürge
rinnen und Bürger auch. Trotz
dem werden Gebühren fällig, 
wenn sie für sich staatliche 
Leistungen bei einer Behörde 
in Anspruch nehmen. 

Aber es ist doch Staatsaufgabe, 
für Sicherheit und Ordnung zu 
sorgen, sagt die DFL. 

RW: Das bleibt auch Staatsauf
gabe. Aber das Ausstellen von 
Reisepässen, die Zulassung von 
Fahrzeugen und Tausende an
dere Dinge auch sind Staats
aufgaben. Trotzdem werden 

DFLBeteiligung an Polizeikosten durch Fußball
einsätze mittels Gebühren ist grundsätzlich recht
mäßig. Ein jahrelanger Rechtsstreit hat ein vorläu
figes Ende gefunden. Die Deutsche Fußball Liga 
(DFL) kann grundsätzlich an den zusätzlichen Ein
satzkosten für die Polizei bei sogenannten Hoch
risikospielen herangezogen werden. 

Hintergrund: Auf der Grund
lage eines Gesetzes, das die 
Bremer Bürgerschaft schon im 
Jahr 2014 erlassen hatte, hatte 
der Bremer Innensenator Ul
rich Mäurer (SPD) der DFL nach 
einem „Hochrisikospiel“ (Wer
der Bremen gegen HSV im Jah

re 2015) einen Gebührenbe
scheid in Höhe von 415 000 
Euro zugestellt. Nach Entschei
dungen des VG und des OVG 
hatte das Bundesverwaltungs
gericht nun über die Grund
satzfrage zu befinden, ob dies 
überhaupt möglich sei. Dies 

wurde ausdrücklich bejaht  
und bestätigte damit die Auf
fassung des Bremer Senats.  
Die Entscheidung wurde an  
das OVG Bremen zurückver
wiesen, von wo nunmehr ab
schließend entsprechende 
Rechtsprechung erwartet wird.

In der Begründung führte das 
BVG aus: „Für den besonderen 
Polizeiaufwand aus Anlass 
 einer kommerziellen Hochrisi
koVeranstaltung darf grund
sätzlich eine Gebühr erhoben 
werden.“ Damit stellt das Ge
richt gleich zwei Dinge klar: 
Erstens geht es nicht allein  

um Fußballspiele, sondern 
auch um andere risikoreiche 
Veranstaltungen, die kommer
ziellen Charakter haben. Und 
zweitens geht es nicht um die 
Begleichung sämtlicher Polizei
kosten eines Einsatzes, son
dern um eine angemessene 
 Beteiligung der Verursacher 
durch eine Gebühr. 

Gleich mehrere Innenminister 
und senatoren kommentier
ten diese Entscheidung, indem 
sie ankündigten, „den Vereinen 
keine Rechnungen“ schicken zu 
wollen. Darüber hatte freilich 
niemand gesprochen. 

 < Allein über 1 000 Polizistinnen und Polizis
ten sind rechnerisch bundesweit für die 
 Sicherung von Fußballspielen zuständig.
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überall Gebühren fällig. Übri
gens auch bei der Polizei, des
halb gibt es in den meisten 
Ländern auch Gebührenord
nungen der Polizei. Hier wer
den alle möglichen polizeili
chen Handlungen aufgeführt, 
für die Gebühren bezahlt wer
den müssen. Das Rechtsinstru
ment ist seit Jahrzehnten exis
tent, nur die DFL wurde immer 
verschont. 

Manche argumentieren, dass 
dann Gebühren für Kirchen
tage oder Demonstrationen 
fällig würden.

RW: Mit Versammlungen unter 
freiem Himmel oder religiösen 
Veranstaltungen nimmt man 
Grundrechte wahr, die im 
Grundgesetz verankert sind. 
Aber es gibt kein Grundrecht 
auf Fußball in der Verfassung 
und die DFL ist auch kein Ver
fassungsorgan. Auch wenn sich 
manche ihrer Repräsentanten 
manchmal so geben. 

Und bei Volksfesten?  
Wie sieht es da aus? 

RW: Jede Würstchenbude muss 
schon jetzt Gebühren zahlen. 
Das ist doch völlig normal. Das 
Bremer Gesetz geht ausdrück
lich von kommerziellen Groß
veranstaltungen mit hohem 
Risiko aus. An den hohen Kos
ten, die sich aus dem Polizei
einsatz ergeben, sollen sich 

diejenigen angemessen beteili
gen, die daran kräftig verdie
nen. 

Also sollten andere Länder 
dem Bremer Beispiel folgen? 

RW: Das werden sie auch tun, 
auch wenn es hier und da län
ger dauern wird, bis die Ein
sicht der Rechtslage folgt. Dass 
alle Länder gleichzeitig han

deln ist ja ohnehin eher die 
Ausnahme. 

Und was soll dann mit den 
 eingenommenen Gebühren 
geschehen?

RW: Bremen hat bereits ange
kündigt, davon die angefalle
nen Überstunden der Kollegin
nen und Kollegen bezahlen zu 
wollen. Es sind auch zahlreiche 
andere Möglichkeiten denkbar, 
was mit dem Geld passieren 
kann, es geht immerhin nicht 
um wenig Geld, da kommen 
rasch Millionenbeträge zusam
men. Die dürfen nicht irgendwo 
beim Finanzminister verschwin
den, die gehören eine zu eins in 
den Polizeihaushalt. Dann muss 
darüber entschieden werden, 
wo es hinfließt. Aber auf jeden 
Fall muss es bei der Polizei blei
ben. Und das ist auch möglich, 
wenn die Politik das Thema 
Wertschätzung nicht nur als 
Wahlkampfgag gebraucht, son
dern wirklich ernst nimmt. 

 < Rainer Wendt: „An den hohen Kosten, die sich aus dem Polizeieinsatz 
ergeben, sollen sich diejenigen angemessen beteiligen, die daran kräftig 
verdienen.“
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Von Ludwig Laub, Polizeidirektor, Kommission Verkehr der Deutschen Polizeigewerkschaft

Man muss es wohl unter der 
Rubrik „alternative Fakten“ 
verbuchen, wenn das Bundes
verkehrsministerium im Okto
ber 2015 eine sogenannte 
Halbzeitbilanz des Verkehrs
sicherheitsprogramms 2011 bis 
20201 zieht und einen Rück
gang der Zahl der Unfalltoten 
von 16 Prozent vermeldet. Tat
sächlich betrug der Rückgang 
zum damaligen Zeitpunkt nur 
bescheidene 5,7 Prozent. Die 
Zahlendiskrepanz ergibt sich 
aus der Tatsache, dass das Mi
nisterium nicht die Ausgangs
zahlen des Jahres 2010 (3 648 
Unfalltote), sondern die Zahlen 
des Folgejahres 2011 zugrunde 
gelegt hatte, in dem die Getö
tetenzahl mit 4 009 atypisch 
hoch ausfiel. Außerdem bezog 
sich die „angebliche Halbzeitbi
lanz“ lediglich auf drei Aktions
jahre 2012 bis 2014, nicht auf 

1 Vgl. BMVI, Halbzeitbilanz des Verkehrssi
cherheitsprogramms 2011–2020, Oktober 
2015; URL: https://www.bmvi.de/Shared
Docs/DE/Publikationen/StV/halbzeit 
bilanzverkehrssicherheitsprogramm.
pdf?__blob=publicationFile

fünf Jahre, wie es für eine 
Halbzeitbilanz eines ZehnJah
res Programms eigentlich er
forderlich wäre. Gleichwohl 
war der Zeitpunkt aus Sicht 
des Ministeriums wahrschein
lich gut gewählt, weil im Okto
ber 2015 bereits absehbar war, 
dass sich die Zahl der Unfallto
ten bis Jahresende wieder er
höhen und die tatsächliche Bi
lanz dann noch schlechter 
ausfallen würde. Leider hat 
sich diese beschönigende Be
richterstattung des Bundesver
kehrsministeriums auch im 
Jahr 20182 mit der neuerlichen 
Meldung eines Rückgangs der 
Getötetenzahl um 20 Prozent 
(anstelle korrekter knapp 13 
Prozent) insofern fortgesetzt, 
als wiederum auf das falsche 
Bezugsjahr 2011 abgestellt und 
der Zeitpunkt erneut gut ge
wählt wurde, denn für 2018 
wird abermals ein Anstieg der 

2 https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/
Pressemitteilungen/2018/083scheuer
unfallverhuetungsbericht.html

Getöteten erwartet3. Seriöse 
Berichterstattung sieht anders 
aus:

 < Langzeitentwicklung 
seit 1970 

Gemessen am negativen 
Höchststand von 21 332 Todes
opfern, die im Jahr 1970 auf 
Deutschlands Straßen starben, 
hat sich die Zahl der jährlich zu 
beklagenden Unfalltoten bis 
zum Jahr 2017 um 85 Prozent 
auf 3 1804 verringert – und 
das, obwohl sich das Verkehrs
aufkommen5 seither verdrei
facht hat.

Ausschlaggebend für diesen 
Rückgang waren gesamtgesell

3 Im Jahr 2018 starben 3 265 Menschen bei 
Unfällen im Straßenverkehr – das waren 
85 Todesopfer oder 2,7 Prozent mehr als 
im Jahr 2017 (3 180). 

4 Vgl. DESTATIS – Statistisches Bundesamt 
(2018), Verkehrsunfälle 2017, Fachserie 8, 
Reihe 7, Zeitreihen S. 54

5 Vgl. zum Beispiel Anstieg der PkwFahr
leistung von 212,9 Mrd. km im Jahr 1970 
auf 642,3 Mrd. km (2017),  
URL: https://de.statista.com/statistik/ 
daten/studie/2984/umfrage/ 
entwicklungderfahrleistungvonpkw/

schaftliche Anstrengungen, die 
insbesondere in den Bereichen 
Fahrzeugsicherheit, Verkehrs
infrastruktur und Rettungswe
sen wesentliche Verbesserun
gen brachten. Die Gesetzge
bung wurde im Sinne der  
Verkehrssicherheit weiterent
wickelt und die Einhaltung der 
Verkehrsregeln durch bessere 
Überwachungstechnik und 
wirksamere Überwachungs
methoden optimiert.

Seit den 1990erJahren bestim
men zunehmend europäische 
Einflüsse die nationale Ver
kehrssicherheitsarbeit. Nen
nenswert sind hierbei insbe
sondere der sogenannte 
„GerondeauBericht“ (1991)6, 
der erfolgreiche Unfallbe
kämpfungsstrategien aus  
anderen Ländern als „best
practiceEmpfehlungen zu
sammenfasste und das 3. EU

6 Vgl. Gerondeau, Christian, Die Verkehrssi
cherheit in der europäischen Gemein
schaft, Zeitschrift für Verkehrssicherheit 
(ZVS) 38 (1992), S. 66 ff.

Entwicklung der Zahl  
der Straßenverkehrstoten 
in Deutschland Teil 1
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Aktionsprogramm7, das 
erstmals die Halbierung der 
Getötetenzahlen im Straßen
verkehr innerhalb der Europäi
schen Union im Zeitraum von 
2001 bis 2010 zum Ziel hatte.  

 < Zielvorgabe und  
Ausgangslage für die  
Aktionsjahre 2011 bis 
2020

In ihren Leitlinien für die Politik 
im Bereich der Verkehrssicher
heit8 bekennt sich die Europäi
sche Kommission zur Verkehrssi
cherheitsphilosophie „Vision 
Zero“: einer Senkung der Zahl 
der Unfalltoten im Straßenver
kehr bis 2050 auf nahe Null. Als 
Zwischenziel strebt sie innerhalb 
der (derzeit noch) 28 Mitglied
staaten auf Basis der Getöteten
bilanz von 2010 erneut eine Hal
bierung der Zahl der Unfalltoten 
im Straßenverkehr bis 2020 an.

Demgegenüber sieht das deut
sche nationale Verkehrssicher
heitsprogramm 20119 „nur“ eine 
Reduktion der Getötetenzahlen 
von 40 Prozent bis 2020 vor.

Das gegenüber der europäi
schen Zielsetzung geringere 
deutsche Reduktionsziel   

7 Vgl. „Europäisches Aktionsprogramm für 
die Straßenverkehrssicherheit; Halbierung 
der Zahl der Unfallopfer im Straßenver
kehr in der Europäischen Union bis 2010: 
eine gemeinsame Aufgabe“ (Mitteilung 
der Kommission KOM (2003) 311

8 Vgl. KOM (2010) 389, 20. Juli 2010
9 Vgl. URL: https://www.bmvi.de/Shared

Docs/DE/Publikationen/StV/verkehrs 
sicherheitsprogramm2011.pdf?__
blob=publicationFile

von nur 40 Prozent lässt sich 
zwar damit begründen, dass 
Deutschland mit seinem relativ 
hohen Verkehrssicherheitsni
veau weitere Verbesserungen 
nur mit erheblich größerem 
Aufwand erreichen kann, als 
dies bei Ländern mit schlechter 
Verkehrssicherheitsbilanz der 
Fall ist. Andererseits hat der 
Wissenschaftliche Beirat beim 
Bundesverkehrsministerium 
bereits im Jahr 2010 ein Ge
samtkonzept vorgelegt, mit 
dem eine Halbierung der An
zahl der im Straßenverkehr 
 Getöteten bis 2020 durchaus 
möglich wäre. Die in dieser Ex
pertise vorgeschlagenen und 
allesamt wissenschaftlich be
gründeten 40 Einzelmaßnah
men wurden im Nationalen 
Verkehrssicherheitsprogramm 
aber nur teilweise übernom
men10.  

Das nationale Reduktionsziel 
der Anzahl der Getöteten im 
Straßenverkehr ist natürlich 
nur erreichbar, wenn die Bun
desländer ihren entsprechen
den Beitrag leisten. Nahelie
gend ist, dass insbesondere die 
Länder mit besonders negati
ver Ausgangsbilanz die stärks
ten Anstrengungen unterneh
men, um die Opferzahlen zu 
reduzieren, zumal sie gegen
über den Ländern mit besserer 
Verkehrssicherheitsbilanz auch 

10 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim 
BMVBS, Sicherheit zuerst – Möglichkeiten 
zur Erhöhung der Straßenverkehrssicher
heit in Deutschland, Zeitschrift für Ver
kehrssicherheit (ZVS) 4/2010 S. 171 ff. 

ein größeres Verbesserungspo
tenzial aufweisen. 

Eine diesbezügliche Bewertung 
der Getötetenzahlen des Basis
jahres 2010 durch direkten Län
dervergleich ist allerdings nicht 
möglich. Insbesondere ein Ver
gleich zwischen Stadt und Flä
chenstaaten scheidet schon 
deshalb aus, weil die Verkehrs
infrastruktur, das Angebot an 
öffentlichen Verkehrsmitteln, 
die Verkehrsmittelwahl, das 
Freizeitangebot, die Entfernun
gen zu den verschiedenen Ziel
orten (Arbeitsstelle, Einkaufs
markt, Disco …) und so weiter 
völlig verschieden sind. Je länd
licher die Struktur, desto höher 
sind die Getötetenzahlen. Weil 
der Zusammenhang zwischen 
siedlungsstrukturellen Gege
benheiten und der Anzahl tödli
cher Verkehrsunfälle wissen
schaftlich feststeht, empfiehlt 
sich ein Länderranking, das die 

Getötetenbelastung mit der 
 Bevölkerungsdichte in Bezie
hung setzt. Das höchste Verbes
serungspotenzial ist dort zu 
vermuten, wo die Getöteten
belastung pro einer Million Ein
wohner eine höhere Rangpositi
on aufweist, als es der an der 
Bevölkerungsdichte orientier

ten Rangposition des jeweiligen 
Landes entspricht. 

 < Zwischenstand nach  
Ablauf des Jahres 2017

Rein rechnerisch müsste die An
zahl der Getöteten im Straßen
verkehr deutschlandweit um 
jährlich vier Prozent abnehmen, 
um in zehn Aktionsjahren den 
angestrebten Rückgang von 40 
Prozent zu erreichen. Demzufol
ge müssten die Getötetenzah
len nach sieben Aktionsjahren 
um 28 Prozent auf 2 627 zu
rückgegangen sein. Tatsächlich 
starben im Jahr 2017 auf 
Deutschlands Straßen 3 180 
Menschen, was einem Rück
gang von nur 13 Prozent ent
spricht. Länderspezifisch be
trugen die Rückgänge der 
Getötetenzahlen im Jahr 2017 
gemessen am Ausgangsjahr 
2010 zwischen 26,9 Prozent (in 
MecklenburgVorpommern) 

und 7,3 Prozent (in Baden
Württemberg). Die Unfallsta
tistiken für Hamburg und das 
Saarland weisen sogar einen 
Anstieg der Getötetenzahlen 
aus, dem jedoch – angesichts 
des statistisch kleinen Zahlen
kollektivs – nur eine geringe 
Aussagekraft zukommt. 
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Gewalt am Arbeitsplatz, insbe
sondere im öffentlichen Sektor, 
stellt in Deutschland und den 
meisten EULändern ein zuneh
mendes Problem dar. Die „Eu
ropäische Union Unabhängiger 
Gewerkschaften“ (CESI) führt 
mit Unterstützung der Europä
ischen Kommission in verschie
denen Sektoren derzeit eine 
Bestandsaufnahme der aktuel
len Situation durch. Neben ei
ner Sensibilisierungskampagne 
sollen dadurch insbesondere 
bewährte Verfahren gegen Ge
waltakte ermittelt und klare 
politische und legislative For
derungen formuliert werden.

Auf der Tagung „Gewalt am  
Arbeitsplatz – Schutz unserer 
Mitglieder als Arbeitnehmer 
und Opfer“, die die europä
ische Gewerkschaftsdachorga
nisation CESI am 29. März 2019 
im dbb forum berlin veranstal
tete, bezeichnete Friedhelm 
Schäfer, stellvertretender dbb 
Bundesvorsitzender, sich häu
fende Nachrichten von gewalt
tätigen Übergriffen auf Be
schäftigte des öffentlichen 
Dienstes als „verstörend“ und 
führte dies auch auf mangeln
den Respekt der Menschen un
tereinander zurück. Dringend 
müsse auch der Personalman
gel in der Justiz behoben wer

den, denn hier zeige sich  
unmittelbar die Handlungsfä
higkeit des Staates. Gehe diese 
Handlungsfähigkeit verloren, 
kann dies Auswirkungen auf 
das gesellschaftliche Zusam
menleben haben.

DPolGBundesvorsitzender  
Rainer Wendt legte dar, dass 
Deutschland angeblich sicherer 
geworden sei, allerdings mer
ken die Beschäftigten im öf
fentlichen Dienst wenig davon, 
schon gar nicht Polizistinnen 
und Polizisten. Der Staat müs
se wieder ein starker Staat 
werden. Es kann nicht sein, 
dass die Justiz rechtliche Maß
nahmen aufgrund Personal
mangels nicht durchsetzen 

kann. Überdies sollten Staat 
und Politik die Regeln und Ge
setze einhalten, die sie sich 
selbst geben. Wenn manche 
Politiker öffentlich äußern, 
Schulschwänzen sei harmlos, 
werfe das ein fatales Licht auf 
die Befolgung von Recht und 
Gesetz.

Aus dem Polizeialltag und von 
wiederkehrenden Beschimp
fungen, Aggressionen und Ge
walttätigkeiten berichtete  
Boris Novak, stellvertretender 
Landesvorsitzender der DPolG 
Berlin. Bei einem Einsatz bei 
einer muslimischen Feier ha
ben Anwesende Novak so stark 
attackiert, dass er mit einem 
Riss in der Halswirbelsäule ein 

halbes Jahr dienstunfähig war. 
Boris Novak schildert, der Ton 
auf der Straße ist rauer gewor
den. Ein Grund ist die mangeln
de Integrations(bereitschaft). 
Dort, wo Novak Dienst verrich
tet, leben rund 100 000 Men
schen, knapp 40 Prozent haben 
einen Migrationshintergrund. 

Herrmann Benker, VizePräsi
dent des Berufsrats Sicherheit 
der CESI, hob positiv hervor, 
dass heutzutage Zahlen und 
Informationen zur Gewalt, zu 
Gründen für Krankheitsfälle 
und Dienstunfähigkeit bei 
 Polizistinnen und Polizisten 
 erfasst werden. Vor ein paar 
Jahren war das noch nicht der 
Fall, sodass kein Lagebild mög
lich war. Das jetzt jährlich ver
öffentlichte Lagebild zu Wider
standshandlungen gegen Voll
streckungsbeamte hat dazu 
geführt, dass entsprechende 
Gesetze und die Anschaffung 
von Schutzausstattungen auf 
den Weg gebracht wurden.  
So haben einige Bundesländer 
Spuckschutzhauben, Body
cams und Schutzhelme für ihre 
Polizeibeamtinnen und beam
ten eingeführt. Im Lagebild 
wird jedoch nicht verbale Ag
gression erfasst. Der Gewalt
begriff ist recht eng gefasst.  
So fallen Widerstand, Bedro

 < Beschäftigte  
der  Polizei und  
des  öffentlichen 
Dienstes haben 
häufig mit Kon
flikten zu tun.

Angriffe müssen Konsequenzen haben

CESITagung: Gewalt gegen Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst
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 < Boris Novak, stellvertretender DPolGLandesvorsitzender von Berlin, berich
tete über seine persönlichen Erfahrungen von Gewalt und Aggressionen.
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hung, Nötigung, Körperver
letzungs und Tötungsdelikte, 
Landfriedensbruch und ge
fährlicher Eingriff in den Stra
ßenverkehr darunter, zum 
 Beispiel, wenn ein Polizist  
zur Seite springen muss. Mit 

Nachdruck wiesen Hermann 
Benker sowie auch seine Kolle
gin Kirsten Lühmann, stellver
tretende dbb Bundesvorsitzen
de, auf das Angebot der DPolG 
Stiftung hin. Die Stiftung in 
Bayern bietet in idyllischer, 

ländlicher Umgebung Polizei
beamtinnen und beamten, 
die traumatische Erfahrungen 
im Dienst gemacht haben oder 
eine Auszeit brauchen, mehr
wöchige Erholungsaufenthalte 
an. Auch anderen Berufsgrup

pen wie Feuerwehrleuten  
und Rettungskräften stehen 
die Stiftungshäuser zur Ver
fügung. Flankiert wird das 
 Angebot durch therapeuti 
sche Maßnahmen, wenn 
 gewünscht. 

 < Urlaubsangebote

FH am Wittensee,  
SH/Ostseenähe 
Gemütl. Holzferienhaus mit 
Seezugang, herrl. Garten, Kanu/
Fahrrad. 2 SZ (3 + 2), max. 5 
Pers. Küche (inkl. Geschirrsp./
MW), Bad, Kamin. Ab 70 €/
Nacht. Tel.: 0176.20284339 
dgossel@gmx.de

Kroatien/Dalmatien/ 
Insel Murter  
Vermiete großen Wohnwagen, 
ca. 30 m vom Meer, für 4–6 
Pers., kompl. wohnfertig ein
gerichtet. Klima/SAT, Vorzelt 
(mit Holzboden), Kühlschrank, 

Kochgelegenheit, Pavillion. 
Bootsliegepl. möglich, Tauch
basen auf der Insel. Brücken
verb. Vom Festl. zur Insel.  
Ab 35–70 € pro Tag.  
reinhard.svjetlo@gmx.de,  
Tel.: 0157.82806128 auch 
WhatsApp.

****FeWo Bayer. Wald – 
 Haidmühle

Komf. 2Zi.FeWo (56 m2) für 
2–3 Pers. mit WohnEss
Schlafz., vollausgest. DBad/
Küche, Südbalkon mit Fern
blick, sep. Eingang, Garage, 
Safe, Föhn, 2 21G.Räder, SAT

TV, DVDPl., RadioRecorder, 
Telefon, Waschm. u. Trockner. 
Nähe Golfplatz, Thermalbad, 
Nationalpark, Passau. Ab 29–
32 € pro Tag/2 Pers., Bettwä
sche, Duscht. u. Handt., Erst
ausstatt. u. Endreinigung inkl. 
Garage 2,50 €/Tg. 1 Kind bis 
4 Jahre frei. Tiere auf Anfrage. 
Infomat. zu Whg., Umgeb., Aus
flugsz. als PDF, Flyer auf Anfra
ge unter Tel.: 040.6481180 
oder 04060013246 AB, EMail: 
horstbartels1@alice.de

Toskana/Maremma 
Nur 25 Min. ans Meer, wun
derschöne Strände, glas
klares Wasser. Traumhafte 
Aussicht von der Terrasse in 
klassische toskanische Land
schaft. NatursteinFeWo in 
historischem Dorf Caldana. 
65 m2, 2 Schlafzimmer,  
max. 4 Pers., voll ausgestat
tet, Küche inkl. Geschirrsp., 
Tel.: 08131.260463; EMail: 
residenzacaldana@hotmail.
com

Ihr Inserat kommt im Rahmen des Platzangebots zum  Abdruck. 
Bitte beachten Sie:
1.  Keine gewerblichen Inserate. Wir behalten uns  Kürzungen vor.
2.  Ihre Zusendung muss mit Schreibmaschine/PC geschrieben sein 

und  Ihren  Namen mit Anschrift enthalten. 
Kein Fax! Bitte benutzen Sie das Internet/EMail.

3.  Umfang: max. 190 Buchstaben 
(30 Buchstaben i. Überschrift, 160 Buchstaben i. Text)

4.  Kosten: 20,– €; Rechnung abwarten! 
EMail: dpolg@dbb.de
REDAKTION POLIZEISPIEGEL, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin

< Arbeitsplatzbörse

Die DPolG unterstützt in dieser Rubrik die Bemühungen  aller 
 Kolleginnen und Kollegen zum Wechsel in ein anderes Bundesland. 
Die Veröffentlichung ist kostenfrei. Bitte nutzen Sie für Ihre 
 Zuschrift das Internet: dpolg@dbb.de.
Achtung: Mit Ihrer Zusendung stimmen Sie der Veröffentlichung 
auch im  Internet zu!

Bayern <> BadenWürttemberg 
PHM, A 9, mittlerer Dienst, 
(Dienstgrad für den Tausch
partner egal, gefordert ist  
nur die gleiche Laufbahn), ak
tuelle Dienststelle: PP Mittel
franken (für den Tauschpart

ner sind auch andere 
Dienst bereiche möglich). 
 Gewünschte Dienststelle: 
Landespolizei BadenWürt
temberg (Dienststelle egal),  
EMail: herrmanndani@web.de, 
Tel.: 0151.11629583 

Netzwerk und Inspiration

WunderNova – Sommer 
und Thinkfest in Berlin
Wenn es darum geht, jungen 
Menschen zu zeigen, welche 
beeindruckenden und viel
fältigen Karrieren andere  
tolle Frauen gemacht haben, 
ist WunderNova genau das 
richtige Netzwerk. Aus ver
schiedenen Bereichen – Politik, 
Wirtschaft, Verbänden, Wis
senschaft und Sport – kom
men Frauen zusammen, die 
 etwas bewegen wollen, die 
 Inspiration suchen und sich 
vernetzen möchten. Sabine 
Schumann, DPolGBundes

frauenbeauftragte, unterstützt 
WunderNova prominent.

Der „Online Club“ WunderNova 
will mit dem 1. WunderNova 
Frauen Sommer und Thinkfest 
am 25. Mai 2019 in Berlin 
 Frauen und junge Menschen 
zusammenbringen.

Wer interessiert ist, kann sich 
gern unter sommerfest.wun 
dernova.com/informieren und 
Tickets für das Sommerfest 
 erwerben. 
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§Entscheidung durch Beschluss im gerichtlichen Verkehrsordnungswidrig
keitenverfahren § 72 OwiG

Eine Chance zur Verbesserung der 
Verkehrs sicherheit in Deutschland
Von Polizeidirektor Stefan Pfeiffer, DPolGKommission Verkehr1

„Die Verkehrsmoral lässt in1 
vielen Fällen leider immer 
noch sehr zu wünschen üb 
rig.“ So lautete das Fazit des 
bayerischen Innenministers 
Joachim Herrmann zur Veröf
fentlichung der Jahres statistik 
2017 des Bayerischen Polizei
verwaltungsamtes (PVA)2.  
Das PVA ist als zentrale Be 
hörde des Freistaates Bayern 
insbesondere immer dann 
 zuständig, wenn es um die 
Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten geht, 
die im Straßenverkehr began
gen werden3. Dabei ist erwäh
nenswert, dass in Bayern 
 Gemeinden im Rahmen der 
kommunalen Verkehrsüber
wachung Verkehrsordnungs
widrigkeiten (VOWi), die im 
ruhenden Verkehr festgestellt 
werden, und Ver stöße gegen 
die Vorschriften über die zu
lässige Geschwindigkeit von 
Fahrzeugen selbst verfol gen 
und ahnden können4. Die 
 Gemeinden haben jährliche 
Meldepflichten5 (Anzahl 

1 Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit 
wird in der Folge grundsätzlich die ge
wohnte männliche Sprachform bei perso
nenbezogenen Substantiven und Prono
men verwendet. Dies impliziert jedoch 
keine Benachteiligung des weiblichen  
Geschlechts, sondern soll im Sinne der 
sprachlichen Vereinfachung als ge
schlechtsneutral verstanden werden.

2 Bayerns Polizei, Ausgabe 3/2018 S. 33 ff.
3 § 91 Zuständigkeitsverordnung vom 16. 

Juni 2015 (GVBl. S. 184) BayRS 201511V
4 § 88 Abs. 3 Zuständigkeitsverordnung  

vom 16. Juni 2015 (GVBl. S. 184) BayRS 
201511V

5 Nr. 1.16 Verfolgung und Ahndung von 
 Verstößen im ruhenden Verkehr sowie  
von Geschwindigkeitsverstößen durch 
 Gemeinden; Bekanntmachung des Bayeri

Verwar nun  gen, Bußgeldbe
scheide, Fahrverbote und 
 Verfahrenseinstellungen) 
 gegenüber dem Bayerischen 
Innenministerium. In die oben 
genannte Statistik des PVA 
 fließen nur die sogenannten 
übergeleiteten Ver fahren ein6. 
Dabei handelt es sich um Buß
geldverfahren, die zur Verfol
gung von der kommunalen 
Verkehrsüberwachung an das 
PVA weitergegeben werden. 
Dies waren 2017 circa 35 0007, 
wobei eine stark abnehmende 
Tendenz zu verzeichnen ist, da 
die Gemeinden als eigentliche 
Verfol gungs   behörde letztend
lich für die Verfolgung und 
Ahndung der festgestellten 
VOWien verant wortlich sind 
und die Verwarnungs und 
Bußgelder zur kostendecken
den Finanzierung der Ver
kehrsüberwachungsmaßnah
men benötigt werden. Mit 
Blick auf stark variierende Re
gelungen in anderen Bundes
ländern ist für Bayern somit 
ein auch für andere Landes
teile Deutschlands reprä sen
tatives jährliches Lagebild 
 vorhanden.

2017 wurden in Bayern mehr 
als 2,65 Millionen VOWien 
 infolge polizeilicher Über 
wachungs maß nahmen fest
gestellt. Dabei lässt der zuneh
mende Anteil von Bußgeld 
bescheiden mit Fahrver boten, 
deren Gesamtzahl auf 67 606 
anstieg, aufhorchen. Im Be
reich der technischen Verkehrs
überwachung resultierten 

schen Staatsministeriums des Inneren 
vom 12. Mai 2006 Az.: IC43618.301113

6 Quelle: PVA
7 Quelle: PVA

1 188 526 Verfahren auf Ge
schwindigkeitsübertretungen. 
Das ent spricht knapp der Hälf
te aller in diesem Jahr in Bay
ern begangenen VOWien. 
52,9 Prozent der im Zusam
menhang mit Bußgeldbeschei
den verhängten Fahrverbote 
ging auf das Konto von Rasern. 
Unfälle durch nicht angepasste 
Geschwindigkeit haben nach 
wie vor die schlimmsten Un
fall fol gen. 2017 kamen bun
desweit 1 077 Menschen bei 
Geschwindigkeitsunfällen ums 
Leben, 60 079 wurden verletzt. 
Damit starb in Deutschland 
mehr als jeder dritte aller im 
Straßenverkehr Getöte ten 
 wegen nicht angepasster 
 Geschwindigkeit8. 

Die Entscheidungen des PVA 
werden überwiegend von den 
Betroffenen akzeptiert. Die 
Einzah lungsquote bei Ver
warnungen stieg 2017 auf 
87,92 Prozent. Die Einspruchs
quote gegen Bußgeldbe
scheide betrug nur mehr 
6,31 Prozent. Sicherlich hat 
dazu die durch die digitale 
Technik verbesserte Qualität 
der Beweisfotos beigetragen. 
Trotz dieser positiven Entwick
lung werden bundesweit die 
personellen Ressourcen der 
 Polizei durch Zeugenladungen 
im gerichtlichen Verkehrs ord
nungswidrigkeitenverfahren 
nach wie vor erheblich belas
tet. Dies nicht selten auf Kos
ten der Verkehrs sicher heit, da 
die Kolleginnen und Kollegen, 
die als Zeugen vor Gericht auf

8 Statistisches Bundesamt, Unfallentwick
lung auf deutschen Straßen 2017, Begleit
material zur Pressekonferenz am 12. Juli 
2018 in Berlin, Ziffer 3 

treten müssen, für ihre eigent
lichen Aufgaben nicht mehr 
zur Verfügung stehen. 

Dabei spielen Rechtsschutz
versicherungen und teilweise 
schon auf Einsprüche gegen 
Verkehrs ordnungswidrig kei
ten spezialisierte Rechtsan
waltskanzleien eine entschei
dende Rolle. Das geht so weit, 
dass Kanzleien ihren poten
ziellen Kunden anbieten, 
 deren Selbstbehalte an die 
Rechtsschutzversicherung zu 
übernehmen, sodass die Be
troffenen von eventuell anfal
lenden Rechts an walts bezie
hungsweise Verfahrenskosten 
befreit, völlig risikolos einem 
eventuell auch erfolglosen 
Einspruchsverfahren entge
gensehen können. Ein Blick  
ins Rechtsanwaltsvergütungs
gesetz (RVG) zeigt schnell, 

Impressum:

Redaktion: Jürgen Roos 
53547 Roßbach 
Tel. + Fax: 02638.1463 
roosj@tonline.de

 < Stefan Pfeiffer

Mitglied der Fachkommissi
on Verkehr der DPolG, Ein
stellungsjahr 1985 im mitt
leren Polizeivollzugs dienst, 
1997 Aufstieg in den geho
benen Polizeivollzugsdienst, 
2005 Aufstieg in den höhe
ren Polizeivollzugsdienst. 
Seit 2008 Leiter der Ver
kehrspolizeiinspektion 
Feucht, Bayern.
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 warum für eine Kanzlei die Ini
tiierung eines, ohne Aussicht 
auf Erfolg erhobenen Wider
spruchs (dieser bedarf zu
nächst keiner Begründung) 
interessant ist. Wenn man nur 
die Hälf te der dort möglichen 
Berechnungssätze zugrunde 
legt, stehen dem Rechtsan
walt bei einer Einspruchsrück
nahme während der ersten 
Verhandlung 690 Euro zu. 
Zieht er den Einspruch per Fax 
am Verhandlungstag zurück 
und es fallen Fahrtkosten 
(ausgehend von 50 Kilometern 
à 0,30 Euro) und das Tagegeld 
weg, verbleiben immer noch 
640 Euro9. Derar tige Berech
nungen sind im Internet für 
jeden schnell durchzuführen10. 
Die Folgen für geschriebene 
Dienstpläne, geladene und 
nicht selten schon vor dem 
Gerichtssaal stehende Kolle
ginnen und Kollegen liegen 
auf der Hand. So wurden bei
spielsweise 2017 die zehn im 
technischen Geschwindig
keitsüberwachungsdienst tä
tigen Mit arbeiter einer großen 
bayerischen Verkehrspolizeiin
spektion insgesamt 273mal 
als Zeugen zum Gericht vor
geladen und davon 221 Ver
handlungen (81 Prozent) we
gen Einspruchsrücknahme vor 
der ersten mündlichen Ver
handlung abgesagt11. Wenn 
man dann noch die Vielzahl 
der Einspruchs rück nahmen 
gleich zum Verhandlungsbe
ginn (also bereits vor der Ver
nehmung eines Zeugen) dazu
rechnet, bleiben letztendlich 
nur wenige wirklich verhan
delte Einsprüche übrig. Grund
sätzlich kann man sagen, dass 
etwa ein Drittel der wöchent
lichen Arbeitszeit (in Bayern 
40 Stunden) der im Bereich 
der technischen Verkehrsüber
wachung eingesetzten Polizei
kräfte im Zusammenhang mit 
gerichtlichen Ladungen aufge
braucht wird. Wenn man 
gleichzeitig weiß, dass mit 

9 Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vom 
5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), zuletzt 
geändert durch Art. 8 des Gesetzes vom 
17. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2573).

10 Zum Beispiel https://www.rechtsanwalts
gebuehren.de/Berechnen/Bussgeld.html

11 Quelle: Statistische Erhebung des Verfas
sers

Vorbereitung, An und Rück
fahrt, Aufbau und Abbau der 
notwendigen Technik je nach 
Entfernung und  örtlicher Be
schaffenheit der Messstelle 
bis zu zwei Stunden kalkuliert 
werden müssen, wird klar, wie 
wenig Zeit für den eigentli
chen Messbetrieb letztendlich 
übrig bleibt. 

Die Erkenntnis, dass Überwa
chung und Sanktion von Ge
schwindigkeitsverstößen auch 
eine er hebliche präventive 
Wirkung auf die Verkehrsteil
nehmer haben, macht deut
lich, dass die wegen anderer 
Aufgaben nicht genutzten 
Messzeiten der Verkehrssi
cherheit in Deutschland scha
den. Bei, je nach Messstelle, 
teilweise mehreren Hundert 
Beanstandungen pro Messzeit 
kann das Messpersonal nur in 
Ausnahmefällen etwas zum 
Einzelverstoß sagen. Also be
schränkt sich der Aussagewert 
vor Gericht letztendlich auf 
die Pro tokollierung des Auf
baus der Messstelle, gegebe
nenfalls auf die Protokollie
rung der ordnungsgemäß 
aufgestellten Verkehrszeichen 
vor der Kon trollörtlichkeit vor 
und nach Messbeginn sowie 
den Eichschein für die Mess
anlage und den Qualifi ka
tions nach weis für die jewei
lige Messkraft.

Von den Amtsgerichten wird 
nur selten oder gar nicht von 
der Möglichkeit Gebrauch ge
macht, nach einem Einspruch 
im straßenverkehrsrechtlichen 
OWiVerfahren durch schrift
lichen Be schluss statt durch 
mündliche Verhandlung zu 
entscheiden. Das sogenannte 
Beschlussverfahren nach § 72 
Ordnungswidrigkeitengesetz 
(OWiG), in dem nach Ein
spruch des Betroffenen ohne 
Hauptverhandlung entschie
den wird, soll eine Entlastung 
der Gerichte für einfach gela
gerte Buß geldsachverhalte er
möglichen, ohne den verfas
sungsrechtlichen Anspruch 
des Betroffenen auf Gewäh
rung des rechtlichen Gehörs 
über Gebühr zu kürzen. Knap

per werdende personelle und 
sachliche Ressourcen bei Jus
tiz und Polizei sprechen dafür, 
bei einfach gelagerten Verstö
ßen diesem schriftlichen Be
schlussverfahren den Vorzug 
vor einer mündlichen Ver
handlung zu geben.

Das Beschlussverfahren nach 
§ 72 OWiG setzt voraus, dass 
der Betroffene auf Hinweis 
des Amtsgerichts (AG) damit 
ausdrücklich einverstanden 
ist12. Befragt man dazu Rich
ter, ist deren übereinstimmen
de Erfahrung, dass diesem 
Verfahren regelmäßig durch 
den  Betroffenen oder seinen 
Verteidiger widersprochen 
wird, sodass viele Gerichte 
von  vornherein aus Gründen 
der Arbeitsökonomie auf die
se Möglichkeit verzichten. 
 Un verständlich ist dies umso 
mehr, wenn man weiß, dass 
ein wesentlicher Vorteil des 
Beschlussverfahrens das so
genannte Verschlech terungs
verbot ist, wonach das Gericht 
mit seinem Beschluss nicht 
von der im Bußgeldbescheid 
getroffenen Entscheidung 
zum Nachteil des Betroffenen 
abweichen darf13. 

Die Entscheidung des AG ist 
also für den Verteidiger und 
seinen Mandanten kalkulier
bar. Diese kann für den Betrof
fenen positiver ausfallen, ver
schlechtern im Vergleich zum 
Bußgeldbescheid kann sie sich 
nicht. Ein Verstoß gegen das 
Verschlechterungsverbot er
öffnet die Rechtsbeschwer de. 
Der Betroffene kann dann 
 argumentieren, dass dieses 
Verfahren nicht von seinem 
Einver ständ  nis gedeckt war14. 
Es darf beispielsweise im Be
schluss kein Fahrverbot ver
hängt werden, wenn dieses 
nicht schon Gegenstand des 
Bußgeldbescheids war15. 

12 § 72 Abs. 1 Satz 1 OWiG, vgl. dazu näher 
Müller, Dieter, Gesetz über Ordnungswid
rigkeiten – Kommentar, Luchterhand Ver
lag, § 72 Rn. 1 S. 5.

13 § 72 Abs. 3 Satz 2 OWiG, vgl. zu dem Ver
bot der „reformatio in peius“ näher Müller 
(Fn. 11), a. a. O., Rn. 3 S. 9.

14 § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 OWiG, Göhler, 
a. a. O., § 72 Rn. 76

15 https://www.iww.de/va/archiv/haupt 
verhandlungwassievombeschluss 

 Anders sieht es aus, wenn  
der Betroffene oder sein Be
auftragter einem Beschluss
verfahren beispielsweise 
 unter der Voraus setzung 
 zustimmt, dass das Bußgeld 
verdoppelt, dafür im Gegen
zug aber auf ein Fahrverbot 
ver zichtet wird. Entscheidet 
das Gericht sich dann dafür, 
das Beschlussverfahren durch
zuführen, muss es sich an die 
 Voraussetzungen für das be
dingte Einverständnis des Be
troffenen halten16. Natürlich 
kann der Amtsrichter durch 
 Beschluss das Verfahren auch 
einstellen oder das Bußgeld 
verringern. Gegen den Be
schluss steht dem Betroffenen 
die Möglichkeit der Rechtsbe
schwerde offen. Deren Zuläs
sigkeit richtet sich nach § 79 
OWiG. Sie kommt vor allem  
in Betracht, wenn die gegen 
den Betroffenen festgesetzte 
Geldbuße mehr als 250 Euro 
beträgt beziehungsweise ein 
Fahrverbot verhängt worden 
ist17.

Die Suche nach Gründen für 
die geringe Bereitschaft, der 
Entscheidung durch Beschluss 
zuzu stimmen, führt zwangs
läufig zum Rechtsanwalts
vergütungsgesetz und dem 
 bereits thematisierten finanzi
ellen Anreiz, das Widerspruchs
verfahren bis zur mündlichen 
Verhandlung zu betreiben. 
Dies obwohl das RVG für den 
Verteidiger eine sognannte 
 Befriedungsgebühr in Höhe 
der je weiligen Verfahrensge
bühr vorsieht, wenn das Ge
richt nach § 72 OWiG durch 
 Beschluss ent schei det18.  
Dies gilt auch, wenn nach  
einer  bereits durchgeführten 

verfahrennach72owigwissen 
muessenf46589

16 Vgl. Oberlandesgericht Zweibrücken  
Az.: 1 Ss 3/08 vom 14. Januar 2008 und 
OLG Düsseldorf NJW 1990, 1059 und 
Göhler/Seitz, OWiG 14, Aufl. § 72 Rn. 22, 
jeweils m. w. N.

17 § 79 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 OWiG; 
https://www.iww.de/va/archiv/haupt 
verhandlungwassievombeschluss 
verfahrennach72owigwissen 
muessenf46589

18 https://www.iww.de/va/archiv/haupt 
verhandlungwassievombeschluss 
verfahrennach72owigwissen 
muessenf46589; wegen der Einzelh. s. 
Burhoff/Burhoff, RVG Straf u. Bußgeld
sachen, 2. Aufl., 2007, Nr. 5115VV  
Rn. 38 ff. 
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 Hauptverhandlung noch ins 
Beschlussverfahren überge
gangen wird19. 

Abschließend bleibt festzu
halten, dass Justiz und Polizei 

19 LG Cottbus zfs 07, 529; AG Dessau AGS 
3006,240, AG Köln AGS 2007, 621=NVZ 
2007, AG Saarbrücken AGS 2010,20 

zeitlich und personell im 
 erheblichen Umfang durch 
die Abarbeitung von Ein
spruchsverfahren in Ver
kehrs ord nungs widrigkeiten
ver fahren belastet werden, 
die vom Grundsachverhalt 
einfach  gelagert und unstrit
tig sind. Durch die oben 

 dargestellte, im Grunde 
 vermeidbare Ressourcen
bindung wird der Verkehrs
sicherheit in Deutschland 
massiv geschadet. Zielfüh
rend wäre die konsequente 
Anwendung des § 72 OWiG 
bei einfach gelagerten Ver
kehrsordnungswidrigkeiten

verfahren, der den Amts
gerichten die Möglichkeit 
 einer Entscheidung im Be
schlussverfahren eröffnet. 
Hierzu bedarf es des Einver
ständnisses des Betroffenen 
oder seines Beauftragten, 
das derzeit nur selten erteilt 
wird.  

Auch die Würde des Mörders 
ist unantastbar
Von Dr. Alexander Stevens, Fachanwalt für Strafrecht 

Wer einen anderen Menschen 
tötet und dabei besonders ver
werflich vorgeht, ist ein Mör
der. Zum Beispiel wenn der Tä
ter sehr grausam handelt, es 
nur aufs Geld abgesehen hat 
oder zu seiner eigenen sexuel
len Befriedigung tötet.

Mord ist das schwerste 
 Delikt, das unser Strafrecht 
kennt, und daher die einzige 
Straftat, die immer mit le
benslanger Haft geahndet 
wird. Irgendwie nachvollzieh
bar, denn der  Mörder nimmt 
einem anderen Menschen ja 
nicht nur das kostbarste Gut 
– sein Leben –, er tut dies
auch noch aus abscheulichen 
Motiven oder auf sehr üble 
Art und Weise.

Ein schillerndes Beispiel: der 
Kindermörder Magnus Gäfgen. 
Der Entführer des 11jährigen 
Jungen erpresste im Jahr 2002 
die Eltern um eine Million Euro, 
obwohl er sein Opfer längst ge
tötet hatte. Gäfgen mordete 
nur des Geldes wegen. Der 
 Jurist spricht von Mord aus 
Habgier.

Doch Aufsehen erregte der Fall 
vor allem, weil die Polizei nach 
Übergabe des Lösegeldes da
von ausging, der kleine Junge 
sei noch am Leben. Gäfgen 
wollte aber nicht verraten,  

was mit seinem Opfer war und 
vor allem wo es war. Schließ
lich drohte der Polizeichef mit 
Gewalt, wenn er das Versteck 
nicht preisgeben würde.

Menschlich nachvollziehbar, 
wenn auch rechtlich nicht 
okay. Denn wohin Folter führt, 
wissen wir spätestens seit den 
 Hexenprozessen des Mittel
alters. Deshalb bekam der 
 verantwortliche Polizei chef 
dafür auch eine Strafe. Aller
dings  bekam auch Gäfgen 
 etwas: nämlich 3 000 Euro 
„Entschä digung“ – wegen 
 Verletzung seiner Menschen
würde. 

Seit ein paar Wochen macht 
nun der nächste verurteilte 
Mörder wieder einmal von 
sich reden: Benedikt „Bence“ 
Toth, der 2006 seine millonen
schwere Tante aus Habgier 
umgebracht hat. Auch er fühlt 
sich in seinen Persönlichkeits
rechten verletzt: Ich hätte in 
meinem Buch „9 ½ perfekte 
Morde“ unter anderem be
hauptet, dass er seine Tante 
mit 24 Hammerschlägen er
mordet habe. Das stelle ihn 
schuldiger dar, als er eigentlich 
sei, so in etwa seine Begrün
dung. Denn das Gericht hätte 
seinerzeit ja „nur“ festgestellt, 
dass er mindestens 24mal 
mit einem „scharfkantigen 

Schlagwerkzeug“, vermutlich 
ein Hammer oder ein Kombi
werkzeug, auf den Kopf des 
 Opfers eingeschlagen hatte.

Man ahnt es bereits: Auch  
der Parkhausmörder hat vor 
Gericht gewonnen, wenn auch 
nicht wegen des Hammers. 
 Allerdings darf zum Beispiel 
nicht mehr behauptet werden, 
dass er am Tag vor der Tat 
2 000 Euro von seiner Tante 
 geschenkt bekommen haben 
will, denn eigenen Angaben 
zur Folge waren es nur 
1 000 Euro. Das ändert 
 natürlich alles.

Recht und Gerechtigkeit ge
hören halt ebenso zu Deutsch
land wie der Islam. Alle sind 
vor dem Gesetz gleich, auch 
verurteilte Mörder.

Solche deutschen Tugenden 
dürften damit auch mutmaßli
che Vergewaltiger wie Harvey 
Weinstein und Dieter Wedel 
Hoffnung schöpfen lassen. Es 
ist anzunehmen, dass auch die
se Herren wegen der medialen 
„Verdachtsberichterstattung“ 
in ihren Persönlichkeitsrechten 
schwer verletzt sind.

Aber Halt: Weinstein und 
 Wedel sind ja noch gar nicht 
gerichtlich verurteilt. Dumm 
gelaufen … 

 < Dr. Alexander Stevens

Dr. Alexander Stevens ist 
 Fachanwalt für Straf recht 
und als einer von ganz weni
gen Anwälten überhaupt 
(wenn nicht sogar der einzi
ge) ausschließlich auf die 
Sexual delikte wie Vergewal
tigung, Missbrauch und Kin
derpornografie spezialisiert. 
Im April 2016 erschien sein 
Buch „Sex vor Gericht“ 
 (Knaur Verlag), in welchem er 
anhand sehr tief greifender 
Geschichten auf zeigt, was 
alles schiefläuft in Deutsch
land, wenn es um Sex geht. 
Stevens vertritt sowohl Täter 
als auch Opfer von Sexual
delikten glei chermaßen.
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Verkehrsdurchsagen im Radio – wie alles einmal begann

Du steckst nicht im Stau – 
Du bist der Stau 
Von Polizeidirektor a. D. Jürgen Roos, 
Roßbach/Wied

 < Das war der erste 
 Gedanke

Es war gegen Ende der 60er
Jahre, als der damalige nord
rheinwestfälische Innenminis
ter Willi Weyer die heutige A 3 
von Köln in Richtung Oberhau
sen befuhr. In der Höhe von 
Düsseldorf stauten sich auf der 
Gegenfahrbahn in Richtung 
Köln die Fahrzeuge vor einer 
Baustelle auf mehrere Kilome
ter Länge. Der Minister fuhr 
„zügig“ auf der anderen Seite 
an dem endlos schei nenden 
Stau vorbei und ihn beschäf
tigte nur ein Gedanke: Man 
müsste die anderen Fahrzeuge, 
die jetzt ankommen und den 
Stau „quasi verlängern“, infor
mieren können, sodass sie eine 
andere Fahrtstrecke wählen. 
Aber wie???

 < Problem: die damalige 
Technik

Zur damaligen Zeit war das Au
toradio die einzige technische 
Möglichkeit, die Fahrzeugfüh
rer in ihren Fahrzeugen zu er
reichen. Dabei galt damals das 
Autoradio noch als ein Luxus
gut und ge hörte nicht so wie 
heute zu einer selbstverständ
lichen Einrichtung in einem 
Auto. Bei einem Autokauf war 
es mit einem nicht unerhebli
chem Aufpreis mitzubestellen. 
Ende 1969 war daher nur circa 
jedes sechste Auto mit einem 
Radio ausgestattet. 

Trotz der relativ geringen Aus
sicht, Autofahrer über dieses 
Medium zu erreichen, um sie 
vor einem Stau warnen zu 
können, gab Weyer seinen Ge
danken nicht auf. Er ließ im 

Polizeidezernat beim damali
gen Regierungspräsidium in 
Köln eine „Sammelstelle für 
Verkehrsinformationen“ ein
richten, der die Autobahn
stationen der Polizei alle 
 Verkehrsstaus auf den BAB te
lefonisch und vorrangig mit 
Ursache zu melden hatten. 
Köln wurde als Standort des
wegen ausgesucht, weil dort 
der Westdeutsche Rundfunk, 
der Deutschlandfunk (heute 
Deutschlandradio) und die 
Deutsche Welle ihre Funkhäu
ser hatten. In der Folgezeit bot 
Weyer die beim „Warnfunk“ 
auflaufenden Meldungen 
„quasi wie Sauerbier“ diesen 
Rundfunkanstalten zur wei
teren Verwertung und Aus
strahlung an. Nach anfängli
cher Ablehnung und vielen 
internen Konferenzen nah
men der Deutschlandfunk  
und die Deutsche Welle mehr 
skeptisch als überzeugt das 
Angebot an. Der WDR war zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht 
zu überzeugen. Die Deutsche 
Welle, die überwiegend ihre 
Hörer im fernen Ausland hat
te, sah diesen „Service“ vor
rangig unter dem Aspekt der 
„För derung des Heimatge
fühls“, frei nach Ernst Wie
chert: „In der Fremde erfährt 
man, was die Hei mat wert 
ist.“ Der auf der arabischen 
Halbinsel auf Montage arbei
tende Deutsche, so der Grund
gedanke, sollte sich der Hei
mat näher verbunden fühlen, 
wenn er hören konnte, dass  
es auf dem Kölner Ring ei 
nen Fahrzeugstau gab. Der 
Deutschlandfunk sah die Ver
breitung dieser Meldun gen 
mehr unter dem Aspekt der 
journalistischen Pflicht, wes

halb er sie grundsätzlich nach 
den Nachrichten – und aus
nahmslos nur dann – aus
strahlte. Ein Abweichen von 
diesem Zeitplan oder gar eine 
Unterbrechung des laufenden 
Programms waren in dieser 
Zeit undenkbar. Sprachliche 
und germanistisch angelegte 
„Berichtigungen“ waren an der 
Tagesordnung1. Hinweise des 
Senders zum Beispiel  darauf, 
dass man eine Um  lei tungs
strecke zwar beschildern,  
aber nicht ausschildern kann, 
schärften auch bei den Mitar
beitern des Warnfunks das 
sprachliche Feingefühl. Auch 
die Frage, wann denn „ein lie

1 So war eine der ersten „Nachhilfen“ durch 
den germanistisch geschulten Chef der 
Nachrich tenredaktion an die Beamten der 
NFZ, dass Umleitungsstrecken nicht aus
geschildert, sondern nur beschildert wer
den können. Eine Kerze oder ein Licht kön
ne man ausschalten, eine Strecke jedoch 
nur beschildern. Man achte einmal auf die 
heutigen Verkehrsdurchsagen – die deut
sche Grammatik hat sich nicht verändert.

gen gebliebener Lkw wieder 
aufstehen würde“, eröffnete 
eine neue, bisher nicht be
kannte Sensibilität des Ver
kehrsteilnehmers und somit 
auch ein neues sprachliches 
Bewusstsein bei den Beamten.

 < Der Vorrang der 
 „ÖffentlichRechtlichen“ 
wurde infrage gestellt

Der rechte „Erfolg“ für das Un
ternehmen „Warnfunk“ war 
aber erst so richtig erkennbar, 
als sich der damals besonders 
bei jüngeren Hörern sehr be
liebte Sender „Radio Luxem
burg“ (RTL) für die Ausstrah
lung der Staumeldungen 
interessierte. RTL, damals der 
erste deutschsprachige Privat
sender, der nur aus dem Aus
land senden durfte und sich 
ausschließlich aus Werbeein
nahmen finanzierte, erkannte 

 <  Jürgen Roos

Eintritt 1963 in die Polizei des  
Landes NRW, nach Einzel dienst
verwendung in Mülheim a. d. Ruhr 
und im Innenministerium des Lan
des Nord rheinWestfalen ab 1982 
Referent im Bundes minis terium 
des Innern in Bonn, ab 1992 Abtei
lungsführer einer Bereit schafts
polizeiabteilung in Mainz. Bis zum 
Eintritt in den Ruhestand haupt
amtlicher Dozent in Polizei und 
Eingriffsrecht sowie in allge meinen 
Verwaltungsrecht an der Hoch

schule der Polizei in Rhein landPfalz sowie Lehrbeauftragter im 
Rechtsbereich an den Fachhochschulen in Duisburg, Köln und 
Wiesbaden mit den Schwerpunk ten im Verfassungsrecht, Ein
griffsrecht sowie im allgemeinen und besonderen Verwaltungs 
und Polizeirecht.  Gastdozent an der Schule des Verfassungsschut
zes des Bundes und der Länder in SwisstalHei merzheim sowie 
Gast dozent an der Kommunalakademie des Landes Rheinland
Pfalz und beim Kommunalen Studieninstitut in Pirma sens. Verfas
ser des Kommentars zum rheinlandpfälzischen Polizei und Ord
nungsbehördengesetz (jetzt in 5. Auflage) sowie des Buches „Das 
Versammlungsrecht in der praktischen  Anwendung“ (jetzt in  
2. Auflage).
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wohl sehr früh den „Sende
wert“ der Verkehrsdurchsagen. 
Die damaligen Moderatoren 
Frank Elstner und Dieter Tho
mas Heck, die – wie auch spä
tere Zeiten zeigten – immer  
die „Nase im Wind“ hatten, er
reichten, dass auch ihr auslän
discher Sender mit Meldungen 
„beliefert“ wurde. Sehr zum 
Ärger der Konkurrenz strahlten 
sie diese Autofahrerinformati
on sehr flexibel und mit einer 
ARALWerbung akustisch ge
koppelt aus. Zum Verdruss der 
„quasi behördenmäßig organi
sierten“ Sender stellte sich bei 
den Hörern von RTL ein großer 
Aufmerksamkeitserfolg ein, 
was dann letztlich zum Beispiel 
auch den WDR endlich veran
lasste, Warn meldungen in sein 
Programm aufzunehmen. Auf
grund der Vielzahl der Meldun
gen, die RTL ausstrahlte, glaub
ten viele Autofahrer, dass ARAL 
die Staumeldungen verfasste 
und dem Sender meldete. Um 

aber den offiziellen Charakter 
der Meldungen und damit die 
Ernsthaftigkeit beim Verkehrs
teilnehmer im Bewusstsein zu 
halten, musste der Sender die 
Werbung akustisch deutlich 
von der amtlichen Staumel
dung abgrenzen. Auch wurde 
massiv unterbunden, dass die 
Sprecher von RTL die Meldun
gen zur eigenen Profilierung 
mit Gags über den Sender 
„schickten“. Es war unange
bracht, wenn einerseits Ver
kehrsteilnehmer Unfallstellen 
mit zum Teil schweren Unfall
folgen passierten, gleichzeitig 
über Radio aber dann „Gags“ 
und „flotte Sprüche“ zu dieser 
Stau meldung zu hören beka
men. 

 < Das war der Durchbruch

Festzustellen aber war, dass 
der Durchbruch der „Weyeri
schen Idee“ geschafft war. Mit 
der Ein richtung einer Nachrich

ten und Führungszentrale 
(NFZ) im Düsseldorfer Innen
ministerium wur de auch der 
„Warnfunk“ 1972 in diese 
 Einrichtung „verlegt“. Dieses 
wurde von „Außenstehen den“ 
als eine „Aufwertung“ emp
funden mit der Folge, dass 
Deutschlandfunk (DLF) und 
WDR nunmehr auf eigene Kos
ten eine Fernschreibstandlei
tung zwischen der NFZ und 
 ihren Redak tionen schalten 
 ließen. 

Beim DLF wurde dann der 
„HinzTriller“2 entwickelt,  
der ursprünglich eingesetzt 
wurde, um automatische Auf
zeichnungsgeräte für Verkehrs
funkdurchsagen an Autobahn
raststätten zu steuern und 
gleichzeitig auch bei leise ein
gestelltem Autoradio auf Ver
kehrsdurchsagen aufmerk sam 
zu machen.

2 Benannt nach seinem Erfinder Dipl.Ing. 
Werner Hinz.

 < Die weiteren Schritte

Diese Entwicklungen veran
lassten dann auch RTL, den 
Meldeaustausch über einen 
Fernschreib verkehr zwischen 
Düsseldorf und Luxemburg  
zu intensivieren und, was als 
„sensationell“ und bis zu die
sem Zeitpunkt als „Todsünde“ 
empfunden wurde, für wich
tige Meldungen auch das 
laufen de Programm zu unter
brechen.

Schnell schlossen sich danach 
andere Landesrundfunkanstal
ten (unter anderem Südwest
funk, Saarländischer Rundfunk, 
Hessischer Rundfunk, Bayeri
scher Rundfunk) und der ADAC 
als „Informationsabneh mer“ 
an, die alle im Fernschreibver
kehr bedient wurden. In der 
Folge bildeten sich in anderen 
Bundesländern Landesmelde
stellen, die dann auch die 
 Düsseldorfer Dienststelle als 23
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„Bundesmel destelle“ mit aktu
ellen Meldungen aus ihrem Re
gionalbereich versorgten. Die 
Bedeutung von Verkehrswarn
meldungen wurde auch beim 
Verkehrsteilnehmer zuneh
mend höher bewertet. Aber 
nach wie vor galt der Grund
satz, dass nur von der Polizei 
bestätigte Stau beziehungs
weise Warnmeldungen über 
die Sender ausgestrahlt wer
den durften. Mitteilungen von 
im Stau stehenden Kraftfah
rern3 bedurften ausnahmslos 
der polizeilichen Verifizierung, 
was natürlich für die Aktualität 
der Mel dung abträglich war.

 < Die erste innerdeutsche 
Zusammenarbeit im 
 Verkehrsbereich

Einen weiteren Beleg für die 
zunehmende Bedeutung stell
te das Transitabkommen mit 
der damaligen DDR dar. Es wur
de zwischen den Staatssekre
tären Egon Bahr (Bundesrepub
lik) und Michael Kohl (DDR) 
ausgehandelt und am 17. De
zember 1971 in Bonn unter
zeichnet. Am 3. Juni 1972 trat 
es in Kraft. In seinem Art. 15 
verpflichteten sich die zustän
digen Organe der DDR, den zu
ständigen Behörden der Bun
desrepublik Deutschland 
übliche Informationen über 
den Straßen zustand mitzutei
len. Als zuständige  Behörde 
wurde für diese Meldung die 
Bundesmeldestelle für den 
Verkehrswarnfunk festgelegt. 
Dieses war deshalb von Bedeu
tung, weil eine Zusammenar
beit der DDR mit einem Lan
desinnenministerium zu dieser 
Zeit politisch undenkbar war. 
In der Folgezeit berichteten 
dann die Rundfunkanstalten 
auch regelmäßig über die Bau
stellensituation auf den Tran
sitstrecken nach Berlin.

 < „Triebfeder RTL“

Es war dann wieder RTL vorbe
halten, den nächsten Schritt im 
„Wettlauf um Aktualität und 
Öffentlichkeitswirksamkeit“ 

3 Zum Beispiel wurden die Notrufsäulen 
 benutzt.

einzuleiten. Die schon oben 
 erwähnten „Macher“ des Sen
ders erreichten, dass ihnen mit 
einfachsten Mitteln ein kleines 
Studio in den Räumen der NFZ 
im Innenministerium NRW ein
gerichtet wurde. Über eine 
„normale“ Telefonverbindung 
wurden die aktuell in der Bun
desmeldestelle/NFZ von den 
BAB eingehenden Staumeldun
gen life in das lau fende Pro
gramm weitergereicht. Für die 
damalige Zeit in der Schnellig
keit und Selbstverständ lichkeit 
geradezu sensationell und un
schlagbar. Die anfänglichen Be
denken, dass ein ausländi scher 
und ausschließlich privat (als 
Gegensatz zu öffentlichrecht
lich) ausgerichteter Sender in 
einem Polizeilagezentrum „lo
gierte“, in dem auch vertrauli
che Polizeimeldungen auflie
fen, wur den sowohl politisch 
als auch funktional schnell aus
geräumt. Sowohl die Mitarbei
ter des Senders als auch die 
 Beamten der NFZ arbeiteten 
respektvoll, harmonisch und 
sehr effizient zusammen. An
fänglich befürchtete Konflikt
situationen traten nie auf.

Danach war es der WDR, der 
vermutlich aus „Gründen des 
Prestiges“ nachzog und eben
falls auf einem „Außenstudio“ 
in den Räumen der NFZ „be
stand“. Natürlich wurde auch 
ihm dieses einge räumt, sodass 
die Sprecher beider konkurrie
renden Rundfunkanstalten 
friedlich nebeneinandersaßen. 
Es war schon beeindruckend, 
wie unproblematisch beide 
Sprecher sich absprachen, wer 
wann auf den Sender ging, um 
den anderen nicht zu stören. 

Die „große Medienpolitik“ war 
nie spürbar. Vielmehr war der 
Meinungsaustausch bei einer 
gemeinsamen Tasse Kaffee 
sehr will kommen.

Dann aber „zündete RTL die 
nächste Stufe“ und fand in den 
FordWerken und dem DRK Ko
operationspartner. Ford stellte 
mehrere seiner neuesten und 
in den RTLFarben rotweiß son
derlackierten Granada Modelle 
zur Verfügung. Diese Fahrzeu
ge, die von Fahrern des DRK ge
fahren wurden und deren Be
triebskosten RTL übernahm, 
patrouillierten für jeden der an 
der Aktion Beteiligten werbe
wirksam auf den Bundesauto
bahnen, immer auf der Suche 
nach neuen Staus, die dann 
 sofort über das damals noch 
nicht selbstverständliche Auto
telefon in das „Sonder studio“ 
bei der NFZ gemeldet wurden. 
Über „den kurzen Draht“ zu 
den Mitarbeitern der NFZ wur
de diese Meldung mit der zu
ständigen Polizeiautobahnsta
tion abgeglichen und im Fall 
der Bestätigung sofort mit ei
ner Programmunterbrechung 
über den Sender „gejagt“. Da
mit hatte RTL „mal wieder die 
Nase vorn“ und brachte so an
dere in Zugzwang. Diese re
agierten dann wenig später mit 
dem Einsatz von Tragflächen
flugzeugen (ADAC und WDR), 
die in der  Effizienz den „RTL
Vorsprung“ aber nie ganz aus
gleichen konnten. Hinzu kam, 
dass RTL auch auf den Um stand 
reagierte, dass Verkehrsteilneh
mer, die auf die Umleitungs
empfehlungen reagiert und die 
Autobahn verlassen hatten, 
sich oft an Kreuzungen oder 

abbiegenden Straßen verfuh
ren. RTL beorderte kurzerhand 
eines der auffällig lackierten 
Fahrzeuge an eine solche kriti
sche Stelle und gab dem Ver
kehrsteilnehmer über den Sen
der den Hinweis, er solle „in 
Richtung der Fahrzeugschnau
ze“ fahren. Der Dank der Hörer 
war dem Sender gewiss.

Heute, in einer Zeit, in der eine 
Vielzahl von Radiosendern und 
der ADAC über die jeweilige 
Verkehrslage aktuell berichten, 
ist man versucht, über diese 
historischen Anfänge zu lä
cheln. Die Meldungen „erschei
nen“ heute nicht nur im Radio, 
sondern können auch über In
ternet, Handy oder im Navi 
empfangen werden. Darüber 
hinaus verfügen Provider von 
Mobiltelefonen et cetera über 
Massen von Bewegungsdaten 
ihrer Kunden, die sich – in ano
nymisierter Form – zu Ver
kehrsin formationen verwen
den lassen. Auch die Daten,  
die permanent über Fahrbahn
schleifen und in modernen 
Fahrzeugen erhoben werden, 
lassen sich für den Warnfunk 
nutzen. Daher sind heute nicht 
nur Stauwarnungen, sondern 
auch Informationen über die 
Verkehrsbelastung des Sekun
där straßennetzes (außerhalb 
von Bundesautobahnen) obli
gatorisch, wodurch sich Aus
weichstrecken noch exakter 
berechnen lassen.

Man sieht, 50 Jahre weiter und 
man ist nicht mehr nur „Be
standteil des Staus“, sondern 
auch „Teil einer Meldekette“. 
Ob Willi Weyer sich das hätte 
vorstellen können? 
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… die Führungsspitze der europäischen dbb Dachgewerkschaft CESI

Die Zukunft der EU aus 
gewerkschaftlicher Sicht mitgestalten
1 Bis zur Europawahl sind es 

weniger als vier Wochen. 
Einerseits sagt man, dass so 
kurz vor Wahlen die Regie-
rungsarbeit und politische 
 Arbeit weitgehend ruhen. 
 Andererseits gibt es in Europa 
 viele offene Baustellen, allen 
voran natürlich den Brexit. Wie 
ist denn die aktuelle Stimmung  
in Brüssel und Straßburg? 

Romain Wolff: Mit dem Brexit
Aufschub haben wir jetzt Zeit 
gewonnen, sie muss aber ge
nutzt werden. Die EU darf kei
nen Schaden erleiden, sich nicht 
in Geiselhaft nehmen lassen, 
vor allem nicht ihre Prinzipien 
preisgeben. Und es wird jetzt 
wirklich langsam Zeit, zur Ta
gesordnung überzugehen, die 
vielen Herausforderungen anzu
packen und unsere EUZukunft 
zu gestalten. Allgemein wird zu 
wenig über das Positive berich
tet, das die EU bewirkt. Als pro
europäischer Gewerkschafter 
kommt es mir darauf an, über 
das Erreichte zu reden. Unter 
dem Strich muss klar sein: In Eu
ropa lebt es sich mit und durch 
die EU besser als ohne. Und ich 
stelle fest, dass in Brüssel ein 
neues Verständnis erwächst, 
dass zu Europa nicht nur die 
Marktfreiheiten, sondern auch 
soziale Sicherheit und funktio
nierende öffentliche Dienste 
 gehören. Das gibt Hoffnung.

2 Sie vertreten die Interessen 
der im öffentlichen Dienst 

beschäftigten Menschen in Eu-
ropa. Was konnten Sie in der 
auslaufenden Legislaturperio-
de erreichen …

Klaus Heeger: Ein Erfolg war die 
Unterzeichnung eines von uns 
mitverhandelten neuen EUSo
zialpartnerabkommens zu In

formations und Konsultations
rechten für Beschäftigte in 
Zentralverwaltungen. Diese 
sind bislang von EUVorgaben 
ausgenommen. Des Weiteren 
haben wir Gehör gefunden, 
 Investitionslücken in Bildung, 
Gesundheit und Betreuung zu 
schließen. Die europäischen 
 Institutionen erkennen zuneh
mend an, dass neue Aufgaben 
für den Staat auch mit entspre
chenden Investitionen in den 
öffentlichen Dienst und sein 
Personal einhergehen müssen. 
Das schreiben wir uns als CESI 
auch auf die Fahnen. Hier hat 
ein Umdenken stattgefunden.  
So hat auch durch unser Zutun 
die Kommission zum Beispiel 
öffentlich erklärt, dass der öf
fentliche Dienst von den TiSA
Verhandlungen (multilaterales 
Abkommen über den Handel 
mit Dienstleistungen, Anm. d. 
Redaktion) ausgenommen wird. 

3 … und welche Themen 
 stehen in den kommenden 

fünf Jahren auf Ihrer Agenda?

Romain Wolff: 2017 wurde die 
Europäische Säule sozialer Rech
te proklamiert, die 20 Prinzipien 
für ein soziales und faires Euro
pa umreißt. Die Umsetzung die
ser Prinzipien auf allen Ebenen 
durch die EUInstitutionen, na
tionale Regierungen, Sozialpart
ner und Gewerkschaften muss 

Priorität haben. Es kann nicht 
sein, dass der Binnenmarkt zu 
Sozialdumping führt. Hier be
darf es gemeinsamer Verpflich
tungen aller Akteure. Als CESI 
verstehen wir uns dabei als 
wichtiges Bindeglied zwischen 
der europäischen Ebene und 
den nationalen Bemühungen 
unserer Mitglieder und deren 
Regierungen. 

4 In vielen EU-Ländern ge-
winnen Kräfte an Zustim-

mung, die eher im National-
staat als in einer vertieften 
europäischen Zusammenar- 
beit die Zukunft sehen. Wagen 
Sie doch bitte eine Prognose: 
Wohin geht die Reise für den 
Dampfer „Europäische Union“?  

Klaus Heeger: Das kann nie
mand sicher absehen. Was ich 
aber bemerke: Seitdem sich die 
Briten beim Brexit so verrannt 
haben, hört man von nationa
listischen Parteien in Europa in 
Sachen EUAustritt erstaunlich 
wenig. Die polnischen und un
garischen Regierungen wissen 
sowieso, was ihre Länder an 
den Strukturfonds der EU ha
ben. Und wann haben Sie ei
gentlich das letzte Mal von 
Marine Le Pen oder Geert Wil
ders gehört? Ich habe den Ein
druck, dass das britische Bre
xitDilemma uns allen wieder 
vor Augen führt, was die EU 
doch insgesamt bedeutet. Nun 

geht es darum, die Richtung, 
die sie einschlagen wird, aus 
gewerkschaftlicher Sicht mit
zugestalten. 

5 Allerorts werden die Werbe-
trommeln für eine hohe Be-

teiligung an der Europawahl ge-
rührt. Aus Sicht unserer Vertreter 
in Brüssel: Warum ist die Wahl 
für dbb Mitglieder wichtig?

Romain Wolff: Wer nicht wäh
len geht, überlässt das Feld de
nen, die gegen Europa sind. 
Das will die CESI nicht, und das 
kann kein dbb Mitglied wollen. 
Die EU ist nicht perfekt, aber 
nennen Sie mir ein politisches 
System der Welt, das vollkom
men ist. Wir müssen die EU ef
fizienter, transparenter, einfa
cher gestalten, nicht abschaffen.

Klaus Heeger: Die Wahlen sol
len die Inhalte zukünftiger EU
Politik vorgeben. Daher ist es 
wichtig, daran teilzunehmen. 
Für uns ist die differenzierte 
Auseinandersetzung entschei
dend, und das kann manchmal 
„mehr Europa“, durchaus aber 
auch mal „weniger Europa“ be
deuten. Versteifen wir uns auf 
das pauschale Dogma „mehr 
Europa“, bewirkt das nur eine 
weitere Polarisierung zum 
Nachteil der EU und einer 
 sachlichen Debatte.  

???fünf fragen an ...

 < CESI

Die Europäische Union der 
Unabhängigen Gewerk
schaften (Confédération 
Européene des Syndicats 
Indépendants, CESI) mit Sitz 
in Brüssel setzt sich für Ge
werkschaftspluralismus auf 
europäischer Ebene ein und 
repräsentiert etwa acht Mil
lionen Arbeitnehmer. 

 < CESIPräsident Romain Wolff …

 < … Generalsekretär Klaus Heeger 
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Was vom 23. bis 26. Mai in Europa passiert 

How to do „Europawahl“
Die Spatzen pfeifen es schon von den Dächern: Am 26. Mai 
dürfen wir in Deutschland unsere Abgeordneten für das 
neue Europäische Parlament wählen und damit den Kurs  
der Europäischen Union für die kommenden fünf Jahre mit
bestimmen. Doch was passiert eigentlich bei der Europawahl? 

Durch unterschiedliche Wahl
traditionen findet die Europa
wahl vom 23. bis zum 26. Mai 
statt. Um die Wahl nicht durch 
vorzeitige Informationen zu 
beeinflussen, dürfen aber alle 
Staaten ihre Ergebnisse erst 
am 26. Mai verkünden.

 < Die Fraktionen des Euro-
päischen Parlaments

Bei den Europawahlen werden 
die Abgeordneten des Europäi
schen Parlaments gewählt. Das 
Parlament ist die einzige euro
päische Institution, die direkt 
von den Bürgern gewählt wer
den kann. Es vertritt über 500 
Millionen Menschen aus (noch) 
28 europäischen Staaten. Mit 
Großbritannien umfasst das 
Europäische Parlament 751 An
geordnete. Nach einem Brexit 
würde ein Teil der Sitze auf un
terschiedliche Mitgliedstaaten 
aufgeteilt werden, die Gesamt
zahl der Sitze würde auf 705 
Sitze gesenkt.

Welches Land wie viele Abgeord
nete in das Parlament entsen
det, ist abhängig von der Bevöl
kerungsgröße. Aus Deutschland 
kommen mit 96 Plätzen derzeit 
die meisten Abgeordneten. 

Auf europäischer Ebene gibt es 
keine Europaparteien, die man 

in allen Mitgliedstaaten wählen 
kann. Stattdessen wählt man in 
jedem Mitgliedstaat nationale 
Parteien, die sich dann auf 
 europäischer Ebene zu 
multinationalen Fraktio
nen zusammenfinden. Die 
 Abgeordneten verschiedener 
nationaler Parteien, die die
selben politischen Ideen ver
folgen, organisieren sich, um 
parlamentarische Rechte als 
Fraktion zu erlangen. 

Im Vorfeld der Europawahlen 
überlegen sich die Fraktionen 
im Europäischen Parlament, 
wer ihr europäischer Spitzen
kandidat werden soll. Der Spit
zenkandidat der Fraktion, die 
am Ende die meisten Stimmen 
erhält, hat die besten Chancen, 
der neue Präsident der Europäi
schen Kommission zu werden, 
weil das Europäische Parlament 
den Kommissionspräsidenten 
wählt. Die aussichtsreichsten 
Spitzenkandidaten sind Man
fred Weber aus Deutschland 
von der EVPFraktion und Frans 
Timmermanns aus den Nieder
landen von der S&DFraktion.

Auch die anderen EUKommis
sare werden vom Europäischen 
Parlament ernannt. In einem 
aufwendigen parlamentari
schen Überprüfungsverfahren 
müssen sie sich dem Parlament 

vorstellen und Rechenschaft 
ablegen. Diese „Bewerbungs
gespräche“ sind öffentlich und 
werden live übertragen. 

 < Wählen alle  
Länder gleich?

Es gibt kein europaweit einheit
liches Wahlrecht. Das bedeutet, 
jeder Mitgliedstaat regelt die 
Art und Weise, wie die Wahl ab
läuft, mit seinen eigenen Wahl
gesetzen selbst. In Deutschland 
herrscht das Verhältniswahl
recht und wie in zwölf anderen 
Staaten auch stellen die natio
nalen Parteien Listen mit ihren 
Kandidaten auf. Bis auf die 
CDU/CSU, die Listen für jedes 
Bundesland aufgestellt hat, las
sen alle Parteien in Deutsch
land ihre Kandidaten über bun
desweite Listen wählen. Auf 
dem Stimmzettel darf man also 
nur eine Stimme für eine Partei 
abgeben. Die Wähler können 
die Reihenfolge der Liste nicht 
ändern, je mehr Stimmen eine 

Partei bekommt, desto mehr 
Kandidaten ziehen in das Euro
päische Parlament ein. 

In Deutschland gibt es zudem 
seit der Europawahl 2014 keine 
Sperrklausel mehr. Das bedeu
tet, dass sämtliche in Deutsch
land gewählte Parteien und 
Vereinigungen an der Vertei
lung der auf Deutschland ent
fallenden Sitze teilnehmen. 

In anderen EUStaaten können 
die Kandidaten dagegen einzeln 
gewählt werden oder die Wäh
ler können durch nummerieren 
die Reihenfolge der Abgeordne
ten bestimmen. Auch das Wahl
alter, ab dem man das Europäi
sche Parlament wählen darf, ist 
unterschiedlich. In Österreich 
und Malta darf man schon mit 
16 Jahren wählen, in allen an
deren EUStaaten erst ab 18 
Jahren. In manchen Ländern, 
wie beispielsweise Belgien, Lu
xemburg, Griechenland oder 
Zypern, besteht Wahlpflicht. 
Dort liegt die Wahlbeteiligung 
üblicherweise bei um die 
90 Prozent. In Deutschland,  
wo Wählengehen freiwillig ist, 
lag die Beteiligung an der Euro
pawahl 2014 bei 48 Prozent. 
Digital wählen kann man bis 
her nur in Estland. Dort können 
die Bürger ihre Stimme via 
 EVoting abgeben.  ifs

Fraktionen im Europaparlament

Deutsche Partei CDU/CSU SPD Grüne FDP LINKE AfD

Fraktion im 
 Europäischen 
Parlament

EVP 
 (Europäische 
Volkspartei)

S&D 
 (Socialists & 
Democrats)

Greens/EFA 
(Europäische 
Freie Allianz)

ALDE 
 (Alliance of 
Liberals and 
Democrats 
for Europe)

GUE/NGL 
 (Konföderale 
Fraktion der Ver
einten Europäi
schen Linken/
Nordische Grüne 
Linke)

EFDD  
(Europa der 
Freiheit und 
der direkten 
Demokratie)
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Die Fragen nach der Zukunft 
und der Finanzierung der Euro
päischen Union sind unbeant
wortet. Und beide Fragen sind 
untrennbar verbunden mit die
ser Wahl. Wo es aber starke eu
ropäische Führungsmächte 
bräuchte, reden Deutschland 
und Frankreich größtenteils 
aneinander vorbei. Während in 
mehreren EUStaaten Demo
kratie und Rechtsstaatlichkeit 
ausgehöhlt werden, vielerorts 
bereits europaskeptische Po
pulisten mitregieren, drohen 
Europa und die Welt in eine 
wirtschaftliche Schwäche
phase abzurutschen. Europa ist 
stark mit sich selbst beschäf
tigt, während sich die Macht
verhältnisse in der Welt rasant 
ändern. Nationale Kurzsichtig
keit behindert den Blick aufs 
Ganze. 

Wünschenswert wäre deshalb 
ein Europawahlkampf, in dem 
vor allem die Spitzenkandida
ten der europäischen Parteifa
milien mit ihren Zukunftsideen 
und Strategien sichtbar wer
den und die Parteien engagiert 
über europäische Zukunftsfra
gen streiten. 

< Steht Europa vor  
einer Schicksalswahl?

Zweifelsohne bedeutet dieses 
Frühjahr eine Zitterpartie für 
Europa. Das liegt nicht nur an 
den Irrungen und Wirrungen 

des Brexits. Vom 23. bis 26. Mai 
finden die Wahlen zum Europä
ischen Parlament statt. Die 
Wahlen erfolgen zu einem Zeit
punkt, zu dem populistische 
und extremistische Parteien 
und Bewegungen in praktisch 
allen EUStaaten viel Zuspruch 
erfahren. Werden diese Kräfte 
im Europäischen Parlament zu 
stark, können sie die europäi
sche Politik blockieren. Die 
 Zeiten, in denen eine Große Ko
alition aus Christ und Sozial
demokraten im Europäischen 
Parlament Mehrheiten sicher
stellte, sind mit hoher Wahr
scheinlichkeit vorbei. Dreier 
wenn nicht sogar Viererbünd 
nisse werden erforderlich sein, 
um Mehrheiten im Parlament 
zu ermöglichen. Gelingt das 
nicht, droht der Europäischen 
Union die Handlungsunfähig
keit. Denn das Europäische Par
lament nimmt inzwischen eine 
so bedeutende Stellung im Ge
füge der Europäischen Instituti
onen ein, dass seine Lähmung 
automatisch auch die Europäi
sche Union insgesamt lähmen 
müsste.

< Was eigentlich 
wichtig wäre

Müsste es nicht um die 2017 
begonnene Zukunftsdebatte 
gehen? Welches Europa wollen 
die Bürgerinnen und Bürger, 
und welche konkreten Ange
bote machen ihnen dazu die 

Parteien? Zwar wird hinter den 
Kulissen längst um die künftige 
Finanzierung der EU, den nächs
ten mehrjährigen Finanzrah
men, gerungen. Es fehlt aber im 
öffentlichen Raum an einer für 
die Menschen verständlichen 
Erzählung über die Notwendig
keit eines handlungsfähigen 
 Europas. Die Wahlprogramme 
der Parteien übersetzen eher 
die Identität dieser Parteien in 
europapolitische Detailforde
rungen, als dass sie ein schlüssi
ges Gesamtkonzept für Europa 
entwerfen.

Dabei ließen sich Details und 
große Fragen durchaus zusam
mendenken. Was kann europäi
sche Politik zum Beispiel für den 
Zusammenhalt der Europäerin
nen und Europäer tun, ohne die 
bestehenden Zuständigkeiten 
zwischen Union und Mitglied
staaten infrage zu stellen? Mehr 
leistungsgerechte Besteuerung 
in Europa wäre ein Großthema, 
das angesichts seiner Komplexi
tät und der internationalen 
wirtschaftlichen Verflechtung 
auch genau auf die europäische 
Ebene gehört. Die Frage der 
Steuergerechtigkeit, der effekti
ven Bekämpfung von Steuerver

meidung und Steuerbetrug und 
aggressiver Steuerplanung ist 
vielleicht die wichtigste soziale 
Frage Europas. An ihr hängt 
nicht zuletzt die Finanzierbar
keit von Daseinsvorsorge und 
öffentlichen Diensten, schluss
endlich aber auch von sozialen 
Sicherungssystemen, gleich ob 
überwiegend beitrags oder 
komplett steuerbasiert. In der 
Steuerpolitik wirksame Rege
lungen auf EUEbene und darü
ber hinaus zu finden, wäre viel 
wichtiger als die Auseinander
setzung um einzelne sozialpoli

tische Maßnahmen, die schluss
endlich ohnehin eher in den 
Mitgliedstaaten entschieden 
werden müssen.

Da ist nicht zuletzt die Frage 
nach der Zukunft der europäi
schen Unabhängigkeit. Kann 
diese aufrechterhalten werden, 
wenn immer mehr strategische 
Infrastruktur nationalem und 
europäischem Zugriff entzogen 
wird? Die Privatisierung öffent
licher Infrastruktur gilt schon 
lange nicht mehr als Fort
schrittsgarantie. Besonders 
 kritisch wird es aber, wenn sie 
an Drittstaaten oder deren nur 

Dreier- wenn nicht sogar Viererbündnisse werden 
erforderlich sein, um Mehrheiten im Parlament 

zu ermöglichen. (...) sonst droht der Europäischen 
Union die Handlungsunfähigkeit.

Am 26. Mai ist Europawahl

Diesmal geht es 
um wirklich viel!
Noch wird der Europawahlkampf ganz vom 
 BrexitGeschehen überlagert, der Blick auf die 
Europawahl verdeckt. Diese ist aber angesichts 
des Sturmangriffs der Europagegner weit mehr 
als nur eine „kleine Bundestagswahl“. 
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der Form nach private Staats
unternehmen verkauft wird. 
China ist in Südosteuropa, auf 
dem Westbalkan, jüngst auch 
erfolgreich in Italien auf Ein
kaufstour. Vermeintlich billige 
Kredite führen geradewegs in 
ökonomische und bald auch 
politische Abhängigkeit. Peking 
bekommt so de facto einen in
formellen Sitz im Europäischen 
Rat. Europa ringt mit China um 
gleichberechtigten Marktzu
gang, ist aber in der Situation 
des Schwächeren. Das Reich 
der Mitte hat zudem in wichti
gen Zukunftstechnologien die 
Marktführerschaft erlangt.

< Freiheit und  
Wohlstand bewahren

Europa droht im von den USA 
ausgelösten Handelsstreit 
 zwischen den beiden Welt
mächten, der alten, zunehmend 

isolationistischen und protek
tionistischen amerika nischen 
und der neuen, wirtschaftlich 
und militärisch  weltweit aus
greifenden chinesischen, zer
rieben zu werden. Die europäi
schen Parteien familien müss 
ten eigentlich  darüber streiten, 
wie Europa angesichts dieser 
Machtverschiebungen seine 
Freiheit und seinen Wohlstand 
bewahren will. Aber die Europä
er sind mit sich selbst beschäf
tigt, unter anderem mit teuren, 

ihr Gewicht in der Welt weiter 
mindernden Scheidungen (Bre
xit)und dadurch nicht leichter 
werdenden Verhandlungen 
über die künftigen Finanzgrund
lagen der Europäischen Union 
(mehrjähriger Finanzrahmen).

Die Durchsetzung neuester 
 Digitalstandards und damit  
die Sicherung von Innovations
kraft und Wettbewerbsfähig
keit behandeln die Europäer 
nicht wirklich als gemeinsame 
Aufgabe. Auch weitere strate
gische Fragen wie die der Ener
gieversorgung werden stark 
durch die nationale Brille gese
hen und von nationalen Allein
gängen geprägt, die Debatten 
über eine nachhaltige Energie
wende mit bezahlbarer Energie 
und sicherer Versorgung nur 
nach nationalen Präferenzen 
geführt, obwohl sie Europa als 
Ganzes betreffen.

Dass das deutsche Festhalten 
an der Gaspipeline Nord 
Stream II auch grundlegende 
sicherheitspolitische Fragen in 
Bezug auf die Abhängigkeit 
von Russland aufwirft, ist ein 
weiteres existenzielles Thema, 
das eine „europäische Regie
rung“ eigentlich beschäftigen 
müsste. Im Europawahlkampf 
dürfte diese Frage, bei der es 
immerhin um das Potenzial ei
ner Spaltung Europas geht, je
doch kaum eine Rolle spielen.

< Rüstungspolitik als 
Elefant im Raum

Ein weiterer Elefant im Raum 
wird die Frage der Rüstungspo
litik sein. Grundsätzlich besteht 
zwar große Einigkeit hinsicht
lich der Notwendigkeit stärke
rer europäischer Integration in 
der Außen und Sicherheitspo
litik. Von europäischen Streit

kräften ist vielfach die Rede. 
Wird es aber konkret, ist es mit 
der Einigkeit vorbei. Trotzdem 
scheint sich kaum eine deut
sche Partei zu trauen, eine Ver
lagerung des Parlamentsvorbe
halts für militärische Einsätze 
auf das Europäische Parlament 
zu fordern. Der Bundestag wird 
seine strikte Kontrollfunktion 
in militärischen Angelegenhei
ten jedoch nicht behalten kön
nen, wenn es jemals europäi
sche Streitkräfte geben soll. 
Ebenso verhält es sich mit der 
Rüstungskontrolle. Gemeinsa
me Beschaffung, gemeinsame 
europäische Industrieprojekte 
streben zwar viele an. Dass dies 
aber eine gemeinsame europäi
sche Rüstungskontrollpolitik 
erforderlich und eine nationale 
schwierig macht, wird ungern 
eingeräumt.

Grundsätzlich fehlt es an jeder 
ernsthaften Auseinanderset
zung mit außen und sicher
heitspolitischen Fragen, die 
über Sonntagsreden hinausrei
chen. Dabei stellen sich sehr 

konkrete Fragen: Kann der ame
rikanische Schutzschirm erhal
ten werden oder braucht es 
eine eigenständige europäi
sche, auch nukleare Abschre
ckung? Wie kann gleichzeitig 
ein neuer Rüstungswettlauf in 
Europa vermieden werden? Wie 
kann ein Status mit Russland 
gefunden werden, der ihm sei
ne Einkreisungsängste nimmt, 

seinen Revisionismus beendet 
und wirtschaftliche Perspekti
ven in beiderseitigem Interesse 
eröffnet, somit also eine neue 
Partnerschaft ermöglicht? Was 
in der Europadebatte vor der 
Wahl vollkommen fehlt, ist zu
dem eine ernsthafte Auseinan
dersetzung mit dem südlichen 
Nachbarn auf der anderen Seite 
des Mittelmeeres. Es gibt we
der eine Nahost noch eine Afri
kaStrategie. Dabei wäre diese 
mit Blick auf Migration, Märkte 
der Zukunft, Zugang zu Res
sourcen und nachhaltige Ent
wicklung von grundlegender 
Bedeutung, nicht nur für die 
dortigen Partner, sondern auch 
für Deutschland und Europa.

Es ist fraglich, ob Europa noch 
viel Zeit bleibt, seine vielfälti
gen Binnenprobleme zu lösen, 
ehe es sich ernsthaft diesen 
und weiteren wirklich wichti
gen Fragen zuwendet. Hierüber 
im Europawahlkampf zu strei
ten, würde lohnen. Die Welt 
wartet nicht.  

Christian Moos

... die Europäer sind mit sich selbst beschäftigt, 
unter anderem mit teuren, ihr Gewicht in der 

Welt weiter mindernden Scheidungen (Brexit) ...

Die Durchsetzung neuester Digitalstandards und 
damit die Sicherung von Innovationskraft und 
Wettbewerbsfähigkeit behandeln die Europäer 

nicht wirklich als gemeinsame Aufgabe.
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Eine Frage an die EuropawahlSpitzenkandidaten der im Deutschen Bundestag   vertretenen Pateien

Wie kann man die EU effizienter und bürgernäher machen?

Jörg Meuthen, Spitzenkandidat der AfD für die Europawahl
Die AfD verteidigt europäische Werte und steht 
für ein Europa der Vaterländer, des Wettbewerbs 
und der Vielfalt. Die anderen Parteien hingegen 
frönen dem linken Zeitgeist und gefährden diese 
ureuropäischen Werte, indem sie immer mehr 
Kompetenzen an Brüssel abtreten. Regionale und 
nationale Interessen werden immer weniger be
rücksichtigt, weil die Distanz zwischen den Ent
scheidern in Brüssel und den Bürgern Europas 
 immer größer wird. Das führt auf Dauer zu einer 
Entfremdung der Bürger von der EU und zu Kon
flikten zwischen den einzelnen Staaten, sei es we
gen der völlig fehlkonstruierten EuroWährung,  
sei es wegen der Migrationskrise oder wegen an
derer Probleme. Einer unserer Ansätze, um diese 
Konflikte zu lösen, ist die direkte Demokratie nach 
Schweizer Vorbild und die Stärkung des Subsidiari

tätsprinzips. Häufig sind es die Bürger vor Ort,  
die besser wissen, was für sie gut ist. Politiker und 
Bürokraten im weit entfernten Brüssel sind dazu 
oftmals nicht in der Lage. Eine Rückverlagerung 
vieler Kompetenzen würde die EU effizienter und 
bürgernäher zugleich machen.

Eine starke EU ist eine schlanke EU, die sich auf  
das beschränkt, was ihre eigentliche Aufgabe ist. 
Die gegenwärtige EU ist nicht schlank und stark, 
sondern fett und schwach, weil sie in jede gesell
schaftliche Sphäre eindringt und dabei die weni
gen wichtigen Aufgaben vernachlässigt, denen sie 
nachgehen sollte: Dazu gehören ein funktionieren
der Binnenmarkt, Währungswettbewerb statt 
Geldsozialismus, sichere Grenzen und eine Festung 
Europa!

Katarina Barley, Spitzenkandidatin der SPD für die Europawahl
Europa ist eine einzigartige Gemeinschaft, die 
 unserem Kontinent seit mehr als 70 Jahren Frieden 
und wirtschaftlichen Zusammenhalt garantiert. 
Die europäische Idee muss nun weiterentwickelt 
werden. Wir wollen ein sozial gerechtes  Europa der 
Bürgerinnen und Bürger – durch die Einhaltung fai
rer Löhne und gleicher Arbeitsbe dingungen für alle 
und durch einen europäischen Mindestlohn. Wir 
wollen ein Europa, das für Steuergerechtigkeit 
sorgt. Dafür werden wir eine Mindestbesteuerung 
für Unternehmen einführen und auch die großen 
Internetkonzerne in die Pflicht nehmen. Wir wer
den in die Zukunft investieren und in den Umwelt 
und Klimaschutz, denn Herausforderungen wie die 
Digitalisierung und den Klimawandel werden wir 
nur gemeinsam meistern. Alle Menschen müssen 
spüren können, was Europa konkret in ihrem Leben 

verbessert. Es geht um einen regelmäßigen Dialog 
miteinander und vor allem um echte Beteiligung 
an der Gestaltung Europas. Mit der Europäischen 
Bürgerinitiative (EBI) können Bürgerinnen und 
 Bürger die Europäische Kommission auffordern, 
eine Gesetzesinitiative zu ergreifen. Uns ist es auch 
wichtig, mehr junge Menschen an Wahlen zu be
teiligen. Sie sollen früher über ihre Zukunft mit
entscheiden. Dafür wollen wir die Altersgrenze  
auf 16 Jahre senken. Auch das gehört für mich zu 
einem demokratischen Europa der Bürgerinnen  
und Bürger. 

Unser Europa ist stark und modern. Vielfalt, Erfin
dergeist und soziale Sicherheit machen uns erfolg
reich. Europa ist gut, aber es kann noch besser wer
den. Gemeinsam wird uns das gelingen!

Manfred Weber, Spitzenkandidat von CDU und CSU für die Europawahl
Die EU ist ein einzigartiges Erfolgs und Friedens
projekt. Aber die EU hat ein Problem: In vielen Ge
sprächen spüre ich, dass die EU als kaltes Projekt, 
als technisches Projekt der Eliten wahrgenommen 
wird.  Diesen gefühlten Graben zwischen der EU 
und den Menschen möchte ich überwinden. Bei der 
Europawahl entscheiden die Wähler, wohin Europa 
gehen soll, etwa, ob die Türkei Mitglied der EU wer
den kann, wie wir unsere Außengrenzen schützen 
oder wie wir mit dem Klimawandel umgehen wol
len. Ihr Mandat ist dann Grundlage für die Kommis
sion und das Parlament für die nächsten fünf Jahre. 

Ich möchte ein Europa, das sich um die großen 
 Fragen kümmert und aus den kleinen raushält.  
Ein Aufgabencheck für die EU könnte klären, welche 
Themen beispielsweise auch wieder auf die Mit

gliedstaaten zurück übertragen werden kann. Ich 
stelle mir für die neue Legislaturperiode eine Verein
barung zwischen EU und Staaten vor, welche Aufga
ben angepackt werden und welche nicht. Auch die 
Arbeitsstrukturen der Kommission müssen über
prüft werden. Ich könnte mir für die Gesetzesarbeit 
die Einsetzung eines europäischen Normenkontroll
rats vorstellen. Klar ist aber auch, dass wir für große 
Fragen wie die Kontrolle der EUAußengrenzen und 
Bekämpfung der illegalen Migration, die wirtschaft
liche Stabilität und Wettbewerbsfähigkeit und der 
außen und sicherheitspolitischen Handlungsfähig
keit Europas mehr Engagement brauchen.

Ich werde diese Aufgaben mit einem ambitionier
ten Ansatz anpacken. Mein Europa ist sicher, stabil 
und bürgernah.
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Eine Frage an die EuropawahlSpitzenkandidaten der im Deutschen Bundestag   vertretenen Pateien

Wie kann man die EU effizienter und  bürgernäher machen?

Sven Giegold, Spitzenkandidat von Bündnis 90/Die Grünen für die Europawahl
Einzelne Länder können in der Globalisierung kaum 
noch Einfluss nehmen. Europa kann dagegen neue 
Standards setzen. Dafür wollen wir eine EU mit mehr 
Stärke und Entscheidungskraft. Dabei muss die Be
teiligung der Bürger mit der Bedeutung der EU mit
wachsen. Im Rat der Mitgliedstaaten, dem Entschei
dungsgremium der nationalen Regierungen, wollen 
wir eine noch häufiger drohende Blockade einiger 
europafeindlich auftretender Regierungen verhin
dern. Deshalb wollen wir dort Mehrheitsentschei
dungen einführen, wo heute noch per Einstimmig
keitsprinzip entschieden wird. Wir wollen auch die 
Tradition der Geheimdiplomatie beenden. Alle Mit
gliedsländer sollten künftig ihre Position, die sie zu 
EUGesetzen in Arbeitsgruppen des Rates vertreten, 
offenlegen müssen. Europäische Zusammenarbeit 
birgt ein großes Einsparpotenzial. Die EUKommissi

on schätzt das Einsparpotenzial durch dauerhafte 
europäische Kooperation allein im Verteidigungs
bereich auf 25 bis 100 Milliarden Euro pro Jahr.

Das Subsidiaritätsprinzip – also Entscheidungen 
möglichst bürgernah zu treffen – ist die Grundlage 
für ein erfolgreiches Europa. Es ist deshalb richtig, 
dass so viele Entscheidungen wie möglich auf kom
munaler Ebene getroffen werden. Die Europäische 
Union darf die kommunale Daseinsvorsorge nicht 
behindern. Die EU kann die die Kommunen auch 
vor Liberalisierungsdruck schützen, zum Beispiel 
bei Verhandlungen über EUHandelsabkommen 
wie CETA mit Kanada oder JEFTA mit Japan. Wir 
wollen klare und umfassende Ausnahmen für die 
kommunale Daseinsvorsorge und für öffentliche 
und soziale Dienstleistungen.

Martin Schirdewan, Spitzenkandidat der Partei Die Linke für die Europawahl
Viele Menschen erfahren die EU als abgehoben und 
fern von ihrem Alltag. Dabei ist die EU in vielen all
täglich relevanten Entscheidungen präsent. Die Lin
ke streitet dafür, dass die Interessen der Menschen 
in der EU Vorfahrt haben, für eine effiziente und so
ziale Politik: Für verbindliche Mindestlöhne in allen 
Mitgliedstaaten. Für Mindeststeuern für Unterneh
men – auch die digitalen Großkonzerne! – und ei
nen effizient funktionierenden Steuervollzug. Dafür, 
dass öffentliche Aufträge und Wirtschaftsförderung 
nicht an den billigsten Anbieter vergeben wird, son
dern an Unternehmen, die regional und umwelt
freundlich wirtschaften und Tariflöhne zahlen. 

Bügernähe hängt auch von Mitbestimmungsmög
lichkeiten der Bürgerinnen und Bürger ab. Deshalb 

setzen wir uns dafür ein, dass Volksentscheide in 
der EU verbindliche Vorgaben machen können – 
dann wäre es nicht möglich gewesen, dass die EU 
zum Beispiel über das Votum gegen Glyphosat ein
fach hinweggeht. Wir wollen das EUParlament 
stärken, sodass es selbst Gesetze auf den Weg brin
gen kann – und die Kommission diese nicht außer 
Kraft setzen kann. Eine effiziente EU im Interesse 
der Menschen bedeutet auch, dass der Einfluss der 
WirtschaftsLobbyisten zurückgedrängt werden 
muss. 25 000 LobbyVertreter versuchen in Brüssel 
Einfluss zu nehmen. Wir streiten gegen den „Dreh
türeffekt“, zwischen Wirtschaft und Politik. Und für 
ein Lobby und Tarnsparenzregister, sodass für alle 
sichtbar wird, wer mit welchen Zielen und welchem 
Budget versucht, die Politik der EU zu beeinflussen.

Nicola Beer, Spitzenkandidatin der FDP für die Europawahl
Europa als selbstbewusster und mutiger Kontinent, 
der seinen Bürgerinnen und Bürgern nicht nur Frie
den, Freiheit und Wohlstand bewahrt, sondern als 
Innovationsvorreiter für jede und jeden Zukunfts
chancen und die Möglichkeit sozialen Aufstiegs aus 
eigener Kraft schafft – das ist das Europabild von 
uns Freien Demokraten.  Dazu müssen wir die EU 
– und zwar unter stärkerer Beteiligung ihrer Bürge
rinnen und Bürger – grundlegend reformieren. 

Deshalb fordern wir umfassende Strukturreformen, 
wie etwa ein starkes Europäisches Parlament – mit 
einem festen Sitz und eigenem Recht zu Gesetzes
initiativen. Die EUKommission muss von 28 auf 
18 Kommissare verkleinert werden, wobei die ein
zelnen Ressorts den EUZuständigkeiten entspre
chen sollen. Im Rat brauchen wir mehr Mehrheits
entscheidungen. Wir fordern bis spätestens 2022 

die Einberufung eines Europäischen Konvents zur 
Ausarbeitung einer gemeinsamen Verfassung. Dar
an sollen die Bürger über Dialoge, Befragungen und 
(Online)Eingaben direkt beteiligt werden – um am 
Ende des Prozesses durch eine gemeinsame euro
päische Volksabstimmung über die Verfassung zu 
entscheiden. Weitere Ideen sind EUBürgerinitiati
ven, die Aufstellung gesamteuropäischer Listen bei 
Europawahlen sowie die Einführung von Englisch 
als zusätzliche Verwaltungssprache in allen Ämtern 
in Europa. 

Zusammen mit unseren liberalen Partnern in  
ganz Europa wollen wir die ALDEFraktion zur 
zweitstärksten Kraft im EP machen und damit 
neue Mehrheitsverhältnisse für einen echten 
 Wandel in ganz Europa herbeiführen – für eine 
handlungsfähige, bürgernahe EU.
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Generationengespräch

Wir müssen Europa näher an 
die Menschen rücken 

Sie hat quasi in Europa laufen gelernt. Er erinnert sich lebhaft an die Angst vor einem neuen Krieg, die 
bei jeder unvorhersehbaren politischen Entwicklung aufkeimte, als er ein Kind war. Überzeugte Euro
päer sind sie beide. Im Vorfeld der Europawahl haben die Vorsitzende der dbb jugend (Bund), Karoline 
Herrmann, und Horst Günther Klitzing, Vorsitzender der dbb bundesseniorenvertretung, darüber ge
sprochen, welche Rolle Europa in ihrem Leben spielt. 

„Ich komme gerade von un
serem letzten Bundesjugend
ausschussTreffen – nach dem 
Bundesjugendtag das höchste 
Beschlussgremium der dbb ju
gend mit Vertreterinnen und 
Vertretern aller Fachgewerk

schaften. Und es wird Sie si
cher nicht überraschen, dass 
dort – neben dem Megatrend 
Digitalisierung – Europa das 
dominierende Thema war. So 
kurz vor den Europawahlen 
 haben wir natürlich ausgiebig 

über die aktuellen politischen 
Entwicklungen im europäi
schen Raum diskutiert“, be
grüßt Karoline Herrmannn den 
dbb Seniorenchef Horst Gün
ther Klitzing – und schon sind 
die beiden mittendrin in ihrem 

Gedankenaustausch über das 
Phänomen Europa. 

Im Grunde sei Europa eines der 
„ewigen“ Themen, die der dbb 
jugend immer am Herzen lie
gen. „Zum Ausdruck kommt das 

©
 Ja

n 
Br

en
ne

r (
6)dbb

> Polizeispiegel | dbb seiten | Mai 2019

32



Ed
it

or
ia

l
ge

ne
ra

ti
on

en
ge

sp
rä

ch

sowohl in unserer AG Jugend in 
Europa, die regelmäßig zusam
mentrifft und das Geschehen 
auf der EUBühne für uns im 
Auge behält, als auch durch die 
CESI Youth, unsere europäische 
Dachorganisation. Dort steht 
mit Matthäus Fandrejewski von 
der komba jugend sogar einer 
von uns an der Spitze.“

Von angeregten Diskussionen 
einer ebenfalls nur wenige Tage 
zurückliegenden Sitzung weiß 
auch Horst Günther Klitzing zu 
berichten: „Die Europawahl war 
auf der Frühjahrstagung der 
dbb bundesseniorenvertretung 
selbstverständlich auch Thema, 
wenn auch nur eines von vielen. 
Sie müssen bedenken, dass der 
dbb Bundesseniorenkongress 
erst im November vergangenen 
Jahres eine neue Geschäftsfüh
rung gewählt hat. Meine Kolle
gin Anke Schwitzer sowie die 
Kollegen Siegfried Damm, 
Max Schindlbeck, KlausDieter 
Schulze und ich sind derzeit in
tensiv damit beschäftigt, die 
seniorenpolitische Agenda des 
dbb weiterzuentwickeln und 
alle Themen, die in den vergan
genen fünf Jahren von der ers
ten Seniorengeschäftsführung 
in der Geschichte des dbb unter 
Wolfgang Speck angepackt 
wurden, fest in der Hand zu be
halten. „Deshalb haben wir uns 
ausführlich mit vielen Fragen 
und Entwicklungen rund um 
die Themen Altersversorgung, 
Gesundheit, Pflege und Teilha
be beschäftigt.“ 

Was die Europawahlen an
geht, setze er auf das wache, 

rege Interesse, mit denen  
die dbb Senioren auch politi
schen Entwicklungen nach
spürten. „Wir haben es hier 
mit Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschaftern zu tun, die 
sich ihr Berufsleben lang für 
Gerechtigkeit eingesetzt ha
ben. Denen muss ich keine 
Unterrichtstunde darüber hal
ten, wie wichtig es ist, gerade 
jetzt europäisch demokratisch 
zu wählen, wo überall im EU
Raum populistische und na
tionalistische Kräfte auf dem 
Vormarsch sind“, sagt der pen
sionierte Gymnasiallehrer. Zur 
Sicherheit und um möglichen 
Europaskeptikern auf die 
Sprünge zu helfen, habe er 
den Teilnehmerinnen und 
 Teilnehmern der Frühjahrs
tagung den Wahlaufruf der 
Bundesarbeitsgemeinschaft 
der SeniorenOrganisationen 
(BAGSO) vorgestellt, in der  
die dbb bundesseniorenver
tretung Mitglied ist. „Und wir 
machen, wo es geht, Werbung 
für die Teilnahme an der Euro
pawahl. Ich habe allerdings 
den Eindruck, dass wir bei den 
Seniorinnen und Senioren 
 offene Türen einrennen.“

Eine hohe Bereitschaft, sich mit 
Europa auseinanderzusetzen, 
attestiert Karoline Herrmann 
überdies der Altersgruppe U30 
– auch, wenn sich häufiger 
 kritische Untertöne in die Dis
kussionen mischen. „Nehmen 
wir mich als Beispiel. Ich bin 
1990 in MecklenburgVorpom
mern zur Welt gekommen und 
habe gerade noch eine DDR 
Geburtsurkunde bekommen, 

aber bereits als Europäerin lau
fen gelernt. Für meine Genera
tion ist es eine Selbstverständ
lichkeit, Europa als großes 
Zuhause zu betrachten, in dem 
wir uns frei bewegen, lernen 
und arbeiten können. Dazu 
zählt auch der Frieden, den die 
EU maßgeblich über Jahrzehnte 
gesichert hat. All das wird uns 
im Zuge der BrexitDiskussion 
eindrucksvoll vor Augen ge
führt. Insofern ist es gut und 
sehr wichtig, dass so intensiv 
über den Brexit berichtet wird. 
Auch wenn es einem mittler
weile fast den letzten Nerv 
raubt und man wirklich Mühe 
hat, Verständnis für  dieses The
ater aufzubringen. Aber wie ge
sagt: Die Konsequenzen, die 
Großbritannien durch den Bre
xit drohen, zeigen, was wir 
ohne die EU alles verlieren 
 würden. Wenn wir in unseren 
Reihen fragen, was mit Blick 
auf Europa das Schlimmste 
wäre, lautet die Antwort aktu
ell immer: ,ein Dexit.‘ Das ist 
die Lehre, die die meisten jun
gen Menschen aus dem Brexit 
ziehen. Diesen Schwung pro 
Europa müssen wir aufgreifen 
und mitnehmen.“

„Ich stimme Ihnen zu, möchte 
aber noch etwas konkreter 
werden, wenn es darum geht, 
proeuropäische Lehren aus 
 diesem Dilemma zu ziehen“, 
entgegnet Horst Günther Klit
zing. „Letzten Endes haben die 
Diskussionen rund um den Bre
xit deutlich gemacht, dass wir 
uns europapolitisch dringend 
von der übermäßigen Fixie
rung auf gemeinsame wirt

schaftliche Interessen verab
schieden müssen. Wir sollten 
zu den Idealen der Französi
schen Revolution zurückkeh
ren: Freiheit, Gleichheit, Brü
derlichkeit – darin stecken aus 
meiner Sicht die wirklich trag
fähigen Werte. Das Europa  
von heute ist ein einzigartiger 
Kommunikations und Kultur
raum, dessen Fortbestehen wir 
nicht fahrlässig aufs Spiel set
zen sollten. Die Annehmlich
keiten, die er uns bietet, dürfen 
wir nicht allzu selbstverständ
lich hinnehmen.“ 

„Wenn wir mit Erfolg gegen 
solche Europalethargie und so
gar skepsis antreten wollen, 
müssen wir jede Möglichkeit 
nutzen, Europa näher an die 
Menschen zu rücken. Wir soll
ten besser kommunizieren, 
was Europa für jede Einzelne 
und jeden Einzelnen bedeutet“, 
gibt Karoline Herrmann zu be
denken. „Aktuell versuchen wir 
das mit der Videokampagne 
zur Europawahl ,Wo begegnet 
Dir Europa?‘, in der Menschen 
aus dem öffentlichen Dienst in 
ganz Deutschland mit ihren ei
genen Worten erklären, welche 
Rolle Europa in ihrem Leben 
spielt, ob beruflich oder pri
vat.“ 

Das Konzept der dbb jugend
Kampagne, das komplexe Kon
strukt Europa in individuellen 
Geschichten greifbar zu ma
chen, hält Horst Günther Klit
zing für ausbaufähig. „Meine 
Generation könnten Sie zum 
Beispiel fragen ,Wann sind Sie 
wie auf Europa gekommen?‘“
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„Gut, probieren wir es aus: ich 
frage Sie“, sagt Karoline Herr-
mann mit einladender Geste. 
Horst Günther Klitzing über-
legt kurz und beginnt dann zu 
erzählen. „Wenn ich darüber 
nachdenke, haben sich die 
Sympathie für Europa und das 
Bekenntnis zum europäischen 
Gedanken bei mir mit zuneh-
mender Lebenserfahrung ent-
wickelt. Während meiner Kind-
heit – ich bin Jahrgang 1948 
– flammte bei jedem unvorher-
sehbaren politischen Ereignis 
die Angst vor dem Ausbruch 
eines weiteren Krieges auf.  
Die europäische Einigung 
 spielte im Alltag keine große 
Rolle. Das änderte sich, als  

der  französische Staatspräsi-
dent Charles de Gaulle 1962 
Deutsch land besuchte. Ich war 
14 Jahre alt und verfolgte die 
Annäherung der beiden gro-
ßen alten Staatsmänner Ade-
nauer und de Gaulle mit wach-
sendem Interesse. Dann kam 
die Sensation: de Gaulle hielt 
seine Rede in Bonn in deut-
scher Sprache! Und auf einmal 
breitete sich Hoffnung aus, 
dass Franzosen und Deutsche, 
ehemals erbitterte Erzfeinde, 
zu einer Aussöhnung finden 
könnten. Aus diesem Geiste 
entwickelte sich das Deutsch-
Französische Jugendwerk, das 
die ersten Schüleraustausch-
aktionen organisierte. 1966 

zog ich dann aus Nordrhein-
Westfalen ins Saarland – und 
bekam Europa pur. Aufgrund 
dieser persön lichen Erfahrun-
gen bleibt die deutsch-franzö-
sische Kooperation für mich 
der Motor der europäischen 
Integration. Was de Gaulle  
und Adenauer in den 1960ern 
begonnen haben, muss von 
Bundeskanz lerin Merkel und 
Staatsprä sident Macron unbe-
dingt weiterentwickelt werden.“

„Ich denke, auch die Europäi-
sche Union selbst könnte gute 
Argumente für ihre Existenz 
liefern“, greift Karoline Herr-
mann die Idee von der Weiter-
entwicklung auf. „Sie könnte 

Aufklärung über ihre Geschich-
te und ihre Funktionsweise 
leisten und ihren Mehrwert  
an Schulen. Und sie könnte 
mehr zivilgesellschaftliches En-
gagement – etwa organisierte 
Exkursionen nach Brüssel für 
Jugendverbände und -organi-
sationen – fördern. Im wirkli-
chen Leben ist Europa oft zu 
kompliziert. Und abschreckend 
bürokratisch. In meiner Arbeit 
beim Landkreis Nordwest-
mecklenburg habe ich zum Bei-
spiel mit dem Förderprogramm 
,Jugend stärken im Quartier‘ zu 
tun, für das es auch Projekt-
mittel aus dem Europäischen 
Sozialfonds gibt. Zum einen 
sind die Fördermöglichkeiten, 

die die EU  bietet, hoffnungslos 
unübersichtlich und in den 
 einzelnen Mitgliedstaaten 
strecken weise vollkommen 
 unbekannt. Zum anderen sind 
die Förderrichtlinien so kom-
plex, dass sich da viele gar 
nicht  herantrauen. Ich erinnere 
mich gut an ein Seminar, dass 
die CESI Youth im Rahmen von 
Erasmus+ beantragt und aus-
gerichtet hatte. Da waren wir 
von der dbb jugend natürlich 
beteiligt. Die Beantragung des 
Seminars war so kompliziert 
und an so viele Voraussetzun-
gen geknüpft, dass die CESI 
Youth es kein weiteres Mal be-
antragt hat. Wir haben darauf 
entschieden, es gar nicht erst 
zu versuchen.“ 

„Oh ja, das kenne ich aus der 
Zeit, als ich mich für meine Ge-
werkschaft, den Deutschen 
Philologenverband, noch bei 
der CESI engagiert habe“, sagt 
Horst Günther Klitzing und 
lacht. „Ich möchte es vorsichtig 
formulieren: Die Europaver-
waltung kam mir stets ein we-
nig zu bombastisch vor. Das 
hat mich immer abgestoßen.“

Karoline Herrmann: „Das kann 
ich aus eigener Erfahrung 
nachvollziehen. Europa muss in 
bürokratischer Hinsicht unbe-
dingt transparenter und barrie-
refreier werden, sonst sinkt die 
Akzeptanz zwangsläufig.“ 
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 < Senioren und Jugend einig

Europas Mehrwert erfahrbar machen
dbb jugend und dbb bundesseniorenvertretung wollen Europa und 
Europaarbeit besser erfahrbar machen. Aus ihrer Sicht sind beide 
Bestandteile der öffentlichen Daseinsvorsorge. Immerhin wird ein 
immer größer werdender Teil unseres Lebens in Brüssel gestaltet. 
Ein diverser öffentlicher Dienst, wie man ihn sich für die Zukunft 
wünscht, muss deswegen Europa immer mitdenken und mit an-
bieten: Der Staat und seine Behörden und Verwaltungen könnten 
sich durchaus intensiver in der Europaarbeit engagieren – warum 
keine Arbeitsvermittlung, die bei Interesse der Arbeitsuchenden 
auch EU-weit schaut? Warum nicht Bürgerbeauftragte, in deren 
Zuständigkeitsbereich Know-how in Sachen EU-Förderprogramme 
und -mittel abrufbar ist? Warum nicht mehr öffentlicher und koor-
dinierter Einsatz bei der Gründung von Städte-, Schul- und Ausbil-
dungspartnerschaften? Hier könnte noch so viel getan werden, 
was zu einer höheren länderübergreifenden Akzeptanz der EU 
führt, weil es den Mehrwert der Union konkret erfahrbar macht.

„Wir sollten besser 
kommunizieren,  
was Europa für jede 
Einzelne und jeden 
Einzelnen bedeutet.“

„Ich brauche meine 
 Generation nicht zu 
belehren, wie wichtig 
es ist, gerade jetzt 
 europäisch-demo kra - 
tisch zu wählen.“
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In eigener Sache 

Kürzung des Ruhegehalts durch Versorgungs ausgleich 
nach Tod der oder des Ausgleichsberechtigten

Grundsatz: Dauerhaftigkeit 
eines Versorgungsausgleichs

Bei der Durchführung des Ver
sorgungsausgleichs gilt für  
alle Bürgerinnen und Bürger 
der Halbteilungsgrundsatz.  
Es werden die innerhalb der 
Ehezeit erworbenen Versor
gungsanwartschaften nach 
Maßgabe des Versorgungsaus
gleichsgesetzes (VersAusglG) 
entweder intern oder  extern 
geteilt und (wechselseitig) 
ausgeglichen. Dies geschieht 
mit Abschluss des  Verfahrens 
über den Versorgungsaus
gleich, zumeist mit dem Schei
dungsurteil. Dadurch tritt be
reits mit Verfahrensende die 
vollständige Trennung der 
Versorgungsschicksale der 
ehemaligen  Ehegatten ein. So
fern die ausgleichsberechtigte 
Person aus dem durch Versor

gungsausgleich übertragenen 
Anrecht über mehr als 36 Mo
nate Leistungen bezogen hat, 
ist der Abzugsbetrag grund
sätzlich dauerhaft (vergleiche 
§ 37 VersAusglG).

Sonderfall: Abänderung einer 
Entscheidung über den Versor-
gungsausgleich nach altem 
Recht

Gemäß §§ 225, 226 des Geset
zes über das Verfahren in Fami
liensachen (FamFG) kann der 
Versorgungsausgleichsbetrag 
bei einer wesentlichen Wert
änderung der dem Versor
gungsausgleich zugrunde lie
genden Anrechte gerichtlich 
abgeändert werden. Dazu hat 
der Bundesgerichtshof im ver
gangenen Jahr entschieden, 
dass im Abänderungsverfahren 
nach § 51 VersAusglG (Schei

dung/Versorgungsausgleich 
nach altem, bis zum 31. August 
2009 gültigen Recht) die Vor
schrift über den Tod eines Ehe
gatten (§ 31 VersAusgGlG) un
eingeschränkt anzuwenden ist.  
Dies führt im Falle eines Vor
versterbens des insgesamt 
Ausgleichsberechtigten dazu, 
dass der überlebende, insge
samt ausgleichspflichtige Ehe
gatte sein während der Ehezeit 
erworbenes Anrecht ab dem 
Zeitpunkt der Antragstellung 
ungeteilt zurückerhalten kann, 
sofern die Voraussetzungen 
nach § 225 FamFG vorliegen.

Zusammenfassung  
Maßgebliche Voraussetzung 
für den oben genannten Son
derfall bei Scheidungen nach 
altem Recht ist, dass eine we
sentliche Wertänderung einge
treten ist. Dieser Umstand 

kann nur durch eine sachkundi
ge und rechtlich und tatsäch
lich häufig sehr komplexe Be
wertung festgestellt werden. 

Der Versorgungsausgleich ist wegen seiner familien
rechtlichen Thematik kein Bestandteil der dbb Rah
menrechtsschutzordnung. Dennoch erreicht die dbb 
Rechtsexperten häufig die Frage, ob eine Kürzung des 
Ruhegehalts aufgrund eines familiengerichtlich festge
setzten Versorgungsausgleichs von Dauer ist – oder ob 
es Möglichkeiten der Korrektur gibt, falls der begüns
tigte ehemalige Ehegatte mittlerweile verstorben ist. 
Folgend die wesentlichen Fakten sowie ein wichtiger 
Hinweis zum gewerkschaftlichen Rechtsschutz.
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 < Wichtger Hinweis

Bitte beachten!
Der dbb führt in Sachen Ver
sorgungsausgleich keine 
spe zifische Beratung durch. 
Ein eventuelles Abände
rungsverfahren ist nicht vom 
gewerkschaftlichen Rechts
schutz umfasst und die Er
folgsaussichten im Einzelfall 
können vom dbb und seinen 
Mitgliedsgewerkschaften 
nicht eingeschätzt werden. 

Daher müssen sich ver
meintlich Betroffene an  
eine auf Familienrecht spe
zialisierte Rechtsanwalts
kanzlei oder eine Renten
beratung wenden.
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Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung

Vom Lippenbekenntnis zur Umsetzung
Die Förderung der Gleichstellung von Männern 
und Frauen ist der Schlüssel zu einem starken viel
fältigen öffentlichen Dienst. Wie der gesetzliche 
Gleichstellungsauftrag in den einzelnen Verwal
tungsbereichen effektiv umgesetzt werden kann, 
berieten die 55 dbb Frauenvertreterinnen auf der 
Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertre
tung am 29. und 30. März 2019 in Königswinter.  

Wer behauptet, die Gleichstel
lung von Männern und Frauen 
sei im öffentlichen Dienst 
längst gelebte Praxis, irrt lei
der: Laut einer forsaUmfrage, 
die im Auftrag des dbb durch
geführt wurde, fühlen sich 
mehr als die Hälfte aller Frauen 
im Job diskriminiert. Für die 
dbb bundesfrauenvertretung 
steht fest: Wir wollen das än
dern!

 < Gleichstellung ist  
Grundvoraussetzung

„Grundvoraussetzung für einen 
vielfältigen öffentlichen Dienst, 
in dem Gleichstellung nicht nur 

eine leere Floskel ist, ist eine 
diskriminierungsfreie Dienst
praxis, die Menschen nach ihrer 
tatsächlichen Leistung und Be
fähigung bewertet, unabhän
gig von ihrer Herkunft oder 
 ihrem Geschlecht“, betonte 
 Helene Wildfeuer, Vorsitzende 
der dbb bundesfrauenvertre
tung, zum Auftakt der Sitzung. 

Ein wichtiger Indikator, um 
 indirekte Diskriminierungen 
nachzuweisen, lieferten Sta
tistiken zur Besetzung von 
 Führungspositionen und den 
dienstlichen Beurteilungen, die 
nach Geschlechtern differenzie
ren. Diese geben Rückschlüsse 
auf teilweise gravierende Defi
zite in der Beurteilungs und 
Beförderungspraxis. „Seit 1949 
bekleideten mehr Männer mit 
dem Namen Hans einen Staats
sekretärsposten als Frauen ins
gesamt. Das zeigt, wie sehr die 
Beförderungsmechanismen 
von stereotypen Vorannahmen 
geprägt sind, die dem mittel
europäischen männlichen Füh

rungsideal entsprechen“, kriti
sierte Wildfeuer. 

„Das ist nicht akzeptabel“, 
machte auch dbb Chef Ulrich 
Silberbach als Gast der Haupt
versammlung deutlich. Er 
drängte darauf, mit gängigen 
Vorurteilen und Alltagssexis
mus aufzuräumen: „Wenn wir 

einen modernen, diversen und 
agilen öffentlichen Dienst ha
ben wollen, dann müssen wir 
die Hürde der Geschlechterdis
kriminierung jetzt endlich neh
men. Nur wer Gleichstellung 
lebt, kann auch Vielfalt leben 
und ihre Potenziale voll entfal
ten.“ 

 < Workshop: Frauen 
bewegen mehr!

Starke gewerkschaftliche Frau
enorganisationen, die vor Ort 
gegen indirekte Diskriminie
rung vorgehen und wichtige 
politische Entscheidungen er
wirken, sind ein zentraler Hebel 
in der Umsetzung der Gleichbe
handlung im Dienstalltag. Wie 
die dbb Frauenvertreterinnen 
ihre Handlungsspielräume noch 
besser ausschöpfen können, 
war Gegenstand des Intensiv
Workshops „Frauen bewegen 
mehr!“, der von Prozessdesigne
rin Caroline PaulickThiel mode
riert wurde. PaulickThiel ist in 
der parteiunabhängigen Initia
tive „politics for tomorrow“ ak
tiv, die sich mit der Förderung 
von Innovationen für und mit 
dem öffentlichen Sektor be
schäftigt. 

Aufbauend auf der sozialwis
senschaftlichen Erkenntnis, 
dass der digitale Wandel der 
Arbeitswelt unter bestimmten 
Voraussetzungen Frauen neue 

Karrierewege eröffnen und 
strukturelle Benachteiligungen 
aufheben kann, ermittelten die 
Teilnehmerinnen in qualitati
ven Kurzinterviews zunächst 
die konkreten Bedarfe für ein 
schlagkräftiges Vorgehen im 
verwaltungspolitischen Raum. 

In gemischten Teams wurden 
anschließend gemeinsame Lö
sungen entwickelt und konkrete 
erste Schritte für die jeweiligen 
Verwaltungsbereiche formu
liert. Wichtige Schlagworte wa
ren neben einer lebendigen und 
vernetzten Kommunikations
kultur und einer internen Perso
nalentwicklung, die auf neue 
Denkweisen und kooperativen 
Strukturen basiere, vor allem 
die gezielte und frühzeitige För
derung des weiblichen Gewerk
schaftsnachwuchses. 

Dazu müssten weibliche Vor
bilder innerhalb der dbb Fach
gewerkschaften und Landes
bünde gezielt aufgebaut und 
stärker sichtbar gemacht wer
den – beispielsweise, indem 
mehr Frauen in gewerkschaftli
che Führungspositionen ge
bracht werden. 

Aber auch der generationen
übergreifende Fachaustausch, 
etwa über EinszueinsMento
ring und regelmäßige interakti
ve Austauschformate, seien 
Mittel der Wahl.  bas
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Baukindergeld

Rechtzeitige Planung 
zahlt sich aus
Wer vom Baukindergeld profitieren möch
te, sollte sich beeilen. Denn von der Idee 
bis zum Einzug liegen etliche Schritte, die 
nicht überstürzt sein wollen. Der Lohn ist 
ein stattlicher Zuschuss für die eigenen  
vier Wände!

Das Baukindergeld kommt  
sehr gut an: Seit dem Start im 
September 2018 wurde es von 
über 80 000 Familien bean
tragt. Rund 4 200 Familien ha
ben bereits ihre erste Baukin
dergeldrate erhalten (Stand: 
3/2019; Quelle: BMI).

 < 12 000 Euro 
Zuschuss pro Kind

Das Baukindergeld unterstützt 
Familien, die eine selbst ge
nutzte Immobilie bauen oder 
kaufen. Über zehn Jahre hin
weg gibt es insgesamt bis zu 
12 000 Euro Zuschuss pro Kind. 
Die Förderung ist allerdings 
zeitlich begrenzt. Bis zum 
31. Dezember 2020 müssen 
die Baugenehmigung oder ein 
Kaufvertrag vorliegen. Bis drei 
Monate nach dem Einzug ist 

die Antragstellung möglich. 
Beantragt wird die zusätzliche 
Finanzspritze bei der KfW. An
tragsteller können jetzt ihre 
Unterlagen im Zuschussportal 
der KfW hochladen.

Einen Sonderweg geht das 
Bundesland Bayern. Hier wird 
der Zuschuss von 1 200 Euro 
pro Kind und Jahr noch einmal 
um 300 Euro erhöht. Zusätzlich 
gibt es im Rahmen bestimmter 
Einkommensgrenzen eine bay
erische Eigenheimzulage von 
10 000 Euro, die auch Alleinste
hende oder kinderlose Ehepaa
re erhalten.

 < Variable 
 Einkommensgrenzen

Die Höhe des maximal zu ver
steuernden Haushaltseinkom

mens liegt beim Baukindergeld 
bei 90 000 Euro (ein Kind) und 
erhöht sich bei jedem weite 
ren Kind um 15 000 Euro. 

 < Tempo kann sich lohnen

Für die Antragstellung des 
 Baukindergelds muss ein unter
schriebener Kaufvertrag oder 
eine Baugenehmigung vorlie
gen und der Einzug bereits er
folgt sein. Gerade im Falle eines 
Neubaus bedeutet das einen 
erheblichen zeitlichen Vorlauf. 
Auswahl des Grundstücks, Bau
planung und eine maßgeschnei
derte Finanzierung sollten den
noch sorgfältig vorbereitet sein. 
Wer also sichergehen möchte, 
dass er seinen Teil des Zuschus
ses auch wirklich einstreichen 
kann, sollte Bau oder Kauf rasch 
in Angriff nehmen.

 < Günstiger Kredit zur 
 Finanzierung eines Hau-
ses oder einer Wohnung

Wüstenrot, langjähriger und 
exklusiver Kooperationspartner 
des dbb vorsorgewerk für Bau
sparen und Baufinanzierung, 
hält passende Finanzierungslö
sungen mit zahlreichen Vortei
len für dbb Mitglieder und ihre 
Angehörigen bereit. Bei der 
Baufinanzierung profitieren sie 
von einem attraktiven Zinsvor
teil über die gesamte Laufzeit! 
Auf der Internetseite des dbb 
vorsorgewerk kann man mit 
dem Baufinanzierungsrechner 
schnell die konkrete Ersparnis 
ermitteln.  sb/kh

 Willkommen im

Der dbb vorteilsClub bündelt zukünftig 
alle Angebote, die nur für einen geschlos
senen Nutzerkreis zugänglich sind. Er 
steht kostenlos allen dbb Mitgliedern  
 sowie deren Angehörigen offen.

Eingeloggte Nutzer gelangen direkt zu 
den dahinterstehenden Angeboten. Das 
separate Einloggen auf externen Portal
seiten ausgewählter Partner der dbb 

 vorteilswelt entfällt. Damit wird den er
höhten Ansprüchen an den Datenschutz 
und die Datensicherheit Rechnung getra
gen. Die Nutzer und Kunden haben zu
gleich den Vorteil, sich nicht viele verschie
dene Zugangsdaten merken zu müssen.

Nach dem Einloggen in den dbb vorteils
Club können die ClubMitglieder in den 
aufgeführten Portalen stöbern: Im Online

Einkaufsportal finden sich über 350 
 Markenshops. Das „dbb autoabo“ bietet 
eine große Auswahl an Neuwagen mit 
„All Inclusive“Monatsrate. Zum Start 
sind zahlreiche Marken wie Ford, Opel, 
Peugeot, Renault und Seat vertreten.

So gehts:
Der Weg in den dbb vorteilsClub ist 
schnell erledigt: Einfach das Registrierfor
mular unter www.dbb-vorteilswelt.de/
register ausfüllen. Tipp: Wer sich bereits 
registriert oder den dbb vorsorgewerk
Newsletter abonniert hatte, muss nur  
ein neues Passwort wählen.  
www.dbb-vorteilswelt.de/club-start

 < Weitere Informationen

www.dbbvorteilswelt.de/
baufinanzierung

© Colourbox.de / #6499
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Hauptversammlung der dbb bundesseniorenvertretung

Rente und Pflege bleiben Dauerthemen
Im dbb forum berlin traf sich die Hauptver
sammlung der dbb bundesseniorenvertretung 
am 8. und 9. April 2019 zur Frühjahrssitzung.

„Die durch den 2. Bundesseni
orenkongress neu zusammen
gesetzte Geschäftsführung 
hat im dbb schnell Anerken
nung gefunden“, konstatierte 
der Vorsitzende der dbb bun
desseniorenvertretung, Horst 
Günther Klitzing, in seinem 
Bericht. Die Themenpalette, 
mit der sich die dbb Senioren 
in den kommenden vierein
halb Jahren beschäftigen 
 werde, ergebe sich aus den 
Beschlüssen des 2. Bundes
seniorenkon gresses und aus 
den aktuellen seniorenpoliti
schen Entwicklungen, wobei 
die Rentenpolitik und Pflege 

gewiss Dauer themen blei 
ben, so Klitzing weiter: „Dass 
die Angleichung der Renten
werte Ost an die im Westen 
Deutschlands erst zum 1. Juli 
2024 zu erwarten ist, bleibt 
äußerst unbefriedigend.“ 

Der dbb Bundesvorsitzende 
 Ulrich Silberbach informierte 
als Gast über bundespoliti
sche Entwicklungen. Er kriti
sierte die ausufernde Inan
spruchnahme von externen 
Beratern durch Bundesmi
nisterien und thematisierte 
die Auswirkungen der Digita
lisierung auf die Strukturen 

des öffentlichen Dienstes.  
In der anschließenden Dis
kussion nahm Silberbach 
 Stellung zu Fragen zum Per
sonalmangel im öffentlichen 
Dienst, zum Tarifeinheits
gesetz, zur Benachteiligung 

verschiedener Beschäftig
tengruppen in den östlichen 
Bundesländern durch die 
 Rentenüberleitung sowie  
zur Digitalisierung in der 
 Pflege und zur Aufwertung 
der Pflegeberufe.  
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Verbraucherschutz

Tanzende Preise 
verwirren Ökonomen
Der Einkauf im Internet ist einfach und komfortabel. Nach 
wenigen Mausklicks wird die gewünschte Ware nach Hau
se geliefert. Darüber hinaus finden sich im Netz immer 
günstige Preise. Dabei sind die digitalen Preisschilder sehr 
flatterhaft. Nicht nur, dass sich OnlinePreise bei großen 
Internethändlern oftmals mehrfach am Tag verändern. 
Die Art des Endgerätes, mit dem sie abgefragt werden, 
kann ebenso Einfluss auf den angezeigten Preis haben 
wie der Standort des Kunden. Transparent ist das nicht. 

Ende 2018 haben die Verbrau
cherzentralen in einer groß an
gelegten Studie untersucht, 
welchen geheimen Gesetzen 
die täglichen Preisturbulenzen 
im OnlineHandel folgen. Zwar 
haben sie dabei entdeckt, dass 
individualisierte Preise, die von 
der Art des Endgerätes und des 
Wohnortes abhängen, immer 
noch relativ selten sind. In der 
Theorie gehen Händler dabei 
davon aus, dass zum 
Beispiel Nutzerinnen 
und Nutzer von 
hochwertigen Apple
Geräten liquider sind als 
WindowsAnwender oder 
dass Kunden aus Frank
furt mehr verdienen als 
Kunden aus Anklam. 

Um dies genauer zu 
analysieren, haben die 
„Marktwächter“Exper
ten der Verbraucherzen
trale Brandenburg Preise 
von 16 deutschen Online
Händlern, Amazon und Händ
lern des AmazonMarktplatzes 
untersucht: Die wenigsten 
 OnlineHändler wenden im 
 Ergebnis eine individualisierte 
Preisdifferenzierung an. Ein
deutiger waren die Befunde 
bei der zeitlichen Untersu
chung von Preisdifferenzen.

Um herauszufinden, ob Kun
den zur gleichen Zeit im glei

chen OnlineShop für das 
 identische Produkt unter
schiedliche Preise erhalten, 
 haben die Marktwächter 
  Preise von 1 554 Artikeln auf 
fünf Endgeräten ausgewertet. 
Zwar ließ sich eine Preisindi
vidualisierung nach Standort 
nur bei zwei Händlern nach
weisen. Bei der Preisindividu
alisierung auf Endgeräte 
wurde der 

Trend klarer: Verschiedene 
Geräte zeigten innerhalb von 
20 Minuten bei einem deutli
chen Anteil der untersuchten 
Produkte unterschiedliche 
Preise an. Allerdings relativie
ren die Verbraucherschützer, 
dass sich diese Preisunter
schiede auch auf andere Ur
sachen zurückführen lassen: 

Wenn sich Preise 
bei nahe 

minütlich  ändern, kann nur 
schwer unterschieden wer
den, ob es sich dabei um eine 
sehr dynamische oder eine in
dividualisierte Preisdifferen
zierung handelt. Zudem war 
nicht immer sofort ersichtlich, 
auf welche Artikelvariante 
sich der angezeigte Preis be
zog. Anders ausgedrückt: Es 
entstand eher der Eindruck 
unterschiedlicher Preise für 
das vermeintlich gleiche Pro
dukt.

Der für Verbraucherin
nen und Verbraucher 

entscheidende 
 Pferdefuß beim 
OnlineEinkauf 
bleiben damit die 
dynamischen 
Preisänderungen, 
die täglich hun

dertfach vorkom
men können. Und 

die können es in sich 
haben. 

 < „Dynamic Pricing“ 
kostet Nerven

Dafür haben die Marktwächter 
der Verbraucherzentrale ver
schiedene OnlinePreise im 
Zeitverlauf untersucht: 34 Tage 
lang wurden die Preise ausge
wählter Händler beobachtet. 
Im Extremfall änderte sich der 
Preis für ein und dasselbe Pro
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dukt in dieser Zeit bis zu 32
mal. Mehr als jedes dritte un
tersuchte Produkt war inner
halb der beobachteten 34 Tage 
Preisschwankungen ausgesetzt 
und knapp zwei Drittel der va
riierten Preise änderten sich bis 
zu dreimal, 36 Prozent sogar 
4 bis 15mal. Große Unter
schiede ergaben sich auch bei 
der Höhe der Preisveränderun
gen. Rund ein Drittel der Preise 
wurde teils mehr als verdop
pelt. Im Falle eines Handys la
gen im selben Shop ganze 220 
Euro zwischen dem niedrigsten 
und dem höchsten Preis.

Was den Zeitpunkt der Preis
änderungen betrifft, gab es 
Unterschiede, aber kein klares 
Muster. So waren bei einem 
Händler Autobatterien und 
Reifen vormittags 30 Prozent 
teurer als Nachmittags. Im 
Apothekenbereich gingen bei 
einigen Händlern Preissenkun
gen mit Preiserhöhungen für 
andere Produkte einher. Für 
Kundinnen und Kunden ist das 
sehr verwirrend. Wer also eine 
Ware nicht sofort kaufen muss, 
etwa, weil ein kaputtes Gerät 
dringend ersetzt werden muss, 
kann mit den Praxistipps der 
Verbraucherzentrale bares 
Geld sparen – ein wenig Ge
duld vorausgesetzt.

Die Verbraucherschützer raten 
zum Beispiel dazu, Preise online 
generell aufmerksam zu beob
achten. Gerade bei größeren, 
teuren Anschaffungen könne 
sich ein Preisvergleich über ei
nen längeren Zeitraum rentie
ren, so die Verbraucherzentrale. 
Auch Vergleichsportale im In
ternet sollten dazu genutzt 
werden. Zu bedenken sei dabei, 
dass Faktoren wie das individu
elle Surfverhalten, verwendete 
Endgeräte oder der Wohnort 
den Preis beeinflussen können: 
Wird ein und derselbe Artikel 
zum Beispiel immer wieder 
 aufgerufen, signalisiere das 
dem Händler beziehungsweise 
dem Algorithmus, den der Shop 
nutzt, Kaufinteresse, was dazu 
führen kann, dass der Preis an
gehoben wird. Hier helfe es,  
mit unterschiedlichen Browsern 

auf das Produkt zuzugreifen. 
Wichtig sei dabei, dass beim 
Zweitbrowser keine Coo
kies gespeichert sind, die 
ebenfalls zu unterschiedli
chen Preisen führen könnten. 

Hilfreich sei es auch, im On
lineShop der Wahl nicht ein
geloggt zu stöbern, sondern 
die Anmeldung erst zu vollzie
hen, wenn es zur Kasse geht: 
Bei angemeldeten Nutzern 
können Händler problemlos 
deren Vorlieben analysieren 
und die Preise entsprechend 
dynamisieren. Wer mit Smart
phone oder Tablet einkauft, 
sollte den Preis zusätzlich noch 
einmal mit dem PC verglei
chen. Versierte Nutzer können 
ihre IPAdresse zudem mit ei
nem VPNDienst (Virtual Pri
vate Network) verschleiern. 
Dann können Händler den 
wahren Standort der Kunden 
nicht mehr anhand der IPAd
resse des Rechners auslesen. 

 < Preiskrieg drückt 
Inflation

Was Verbraucher verwirrt, 
 bereitet auch Ökonomen Kopf
zerbrechen, denn die Preiskap
riolen im Netz verfälschen ihre 
Statistiken – etwa zur Erhe
bung der Inflationsrate durch 
die Entwicklung der Verbrau
cherpreise.

Daniel Seeger, Referatsleiter 
für Verbraucherpreise im Sta
tistischen Bundesamt, sagte 
der „Wirtschaftswoche“ (Aus
gabe vom 18. April 2019), dass 
die Digitalisierung eine Zäsur 
für die amtliche Preismessung 
darstelle. Die Statistikerinnen 
und Statistiker in Bund und 
Ländern analysieren jeden Mo
nat mehr als 300 000 Einzel
preise vom Brot bis zur Windel. 
Bislang geschah das überwie
gend analog durch amtliche 
Preisbeobachter. Mittlerweile 
fließen jedoch zusätzlich über 
10 000 Preise des Internethan
dels in die Berechnungen ein. 
Aufgrund der hohen Preisdi
versität sei jeder fünfte Preis 
als kritisch einzuschätzen.  
Die Ökonomen reagieren 
 da rauf mit einem Computer
programm, mit dem die 
schwankenden Preise im Netz 
stündlich analysiert werden 
können, um auf realistische 
Mittelwerte zu kommen. 

Der florierende Internethandel 
sorgt nicht nur für Intranspa
renz bei den Verbraucherprei
sen, sondern auch für einen 
starken Wettbewerb zwischen 
Händlern: Fallen die Preise für 

ein Produkt oder eine Produkt
gruppe im Netz, müssen 

auch stationäre Händler 
nachziehen, um keine 

Kunden zu verlieren – ob
wohl sie höhere Kosten zum 
Beispiel für Ladenmieten ha
ben. Doch auch hier wird 
 rea giert, um im Preiskampf 
 mithalten zu können. Große 
Ketten verwenden in ihren La
dengeschäften mittlerweile 
elektronische Preisschilder, die 
genau wie die Preise im Inter
net auf Knopfdruck geändert 
werden können. 

Darüber hinaus haben Ökono
men der Europäischen Zentral
bank (EZB) herausgefunden, 
dass der durch den Internet
handel entstehende Preisdruck 
leicht senkend auf die Inflati
onsrate wirkt, im Durchschnitt 
um 0,1 Prozent pro Jahr. Der 
Preisverfall bei elektronischen 
Geräten habe die Inflationsrate 
zusätzlich um rund 0,2 Prozent 
pro Jahr gedrückt, schreibt die 
„Wirtschaftswoche“. In der Fol
ge hätten die Notenbanker die 
Inflation in den vergangenen 
Jahren meist überschätzt. Die 
Gesetze des digitalisierten 
Marktes wirken also grund
sätzlich auf die gesamte Volks
wirtschaft und  erfordern die 
permanente Anpassung von 
Berechnungsgrundlagen an  
die neuen Gegebenheiten. br
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 < vbba

Gespräch über Funktions-
zulage für BA-Beamte

Am 26. März 2019 hat sich der 
Bundesvorsitzende der Ge
werkschaft Arbeit und Sozia
les (vbba), Waldemar Dom
browski, in Begleitung des dbb 
Fachvorstands für Beamten
politik, Friedhelm Schäfer, im 
Bundesarbeitsministerium  
mit Staatssekretärin Leonie 
Gebers getroffen. Dabei ging 

es insbesondere um die Situa
tion der Beamtinnen und Be
amten bei der Bundesagentur 
für Arbeit (BA). In der Vergan
genheit hatte die vbba sich 
dafür eingesetzt, ein Äquiva
lent zu den im Tarifbereich 
verankerten tätigkeitsabhän
gigen und tätigkeitsunabhän
gigen Funktionsstufen zu 
schaffen. Im Ergebnis konnte 
nach intensiven Gesprächen 
und Diskussionen zumindest 
eine Einigung auf die Schaf
fung einer Regelung im SGB III 
zur Einführung tätigkeitsun
abhängiger Funktions zulagen 
für Beamtinnen und Beamten 
in der BA erzielt werden. 

„Absolut nicht nachvollziehbar 
und für die Kolleginnen und 
Kollegen irritierend“ sei, so 
Dombrowski, dass von ande 
ren Gewerkschaften bis heute 
keine Stellungnahme zu dem 
Vorhaben vorliege. Die einge
tretenen Verzögerungen gin
gen zulasten der betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen.  
Die seit Jahren vorhandene 
 Benachteiligung müsse aber 
endlich ein Ende haben. 

 < VBE

Umfrage zum Handschrei-
ben vorgestellt

Die große Mehrheit der Lehr
kräfte in Deutschland sieht 
eine Verschlechterung der für 
die Entwicklung einer Hand
schrift notwendigen Kompe
tenzen beziehungsweise der 
Handschrift der Schülerinnen 
und Schüler allgemein. Dies 
geht aus einer repräsentativen 
Umfrage hervor, die der Ver
band Bildung und Erziehung 
(VBE) gemeinsam mit dem 
Schreibmotorik Institut durch
geführt hat.

An der Studie STEP 2019 betei
ligten sich bundesweit über 
2 000 Lehrkräfte. „Das Schrei
ben mit der Hand ist genauso 
wichtig wie das Lesen und die 
Rechtschreibung“, sagte Maria
nela Diaz Meyer, Geschäftsfüh
rerin des gemeinnützigen 
Schreibmotorik Instituts, am 
9. April 2019. „Handschreiben 
unterstützt die Rechtschrei
bung, das Lesen, das Textver
ständnis, letztlich die schuli
schen Leistungen insgesamt.“ 

Allerdings fehlt es an den Be
dingungen, das Handschreiben 
besser zu fördern. Fast drei 
Viertel der Lehrkräfte geben 
an, dass (sehr) häufig zu wenig 
Zeit für individuelle Förderung 
in der Schule sei, 64 Prozent, 
dass (sehr) häufig zu wenig Zeit 
für das Üben in der Schule blei
be. Über die Hälfte sagt, dass 
der Lehrplan zu wenig Wert 
auf das Schreibenlernen lege. 
Außerdem fehlen Fortbil
dungsangebote und Hilfe

stellung für die Lehrkraft. Der 
Bundesvorsitzende des Verban
des Bildung und Erziehung 
(VBE), Udo Beckmann, kriti
sierte: „Es fehlt an den Grund
lagen. Wie sollen wir den Kin
dern das Schreibenlernen 
beibringen, wenn den Lehrkräf
ten schlicht die Zeit fehlt, sie 
individuell zu unterstützen?“ 

 < GDL

Tarifabschluss mit KEOLIS

Am 8. April 2019 hat die Ge
werkschaft Deutscher Loko
motivführer (GDL) mit KEOLIS 
Deutschland in Düsseldorf  einen 
Tarifabschluss erzielt. Demnach 
liegen die Tabellenentgelte 
zwei Prozent über dem des 
GDLFlächentarif vertrags für 
das Zugpersonal  (BuRaZugTV). 

Zudem wurden in den Hausta
rifvertrag auch die weiteren Be
schäftigten von KEOLIS aufge
nommen. Die Vergütung erhöht 
sich somit für alle Arbeitneh
mer um 2,2 Prozent ab dem 
1. Juli 2019 und um weitere 
drei Prozent ab dem 1. Juli 2020. 
Weiterhin erhalten alle Be
schäftigten eine Einmalzahlung 
von 500 Euro, davon 156 Euro in 
Form einer Erholungsbeihilfe. 
Auch die Zulagen für Schicht
dienst wurden erhöht. Weitere 
Verbesserungen betreffen die 
betriebliche Altersvorsorge, die 
Arbeitszeit, Sozialleistungen 
und die Jobsicherheit. „Dieser 
Abschluss kann sich sehen las
sen und spiegelt die Bedürfnis
se der Arbeitnehmer wider“, 
waren sich der GDLBundesvor
sitzende und dbb Vize Claus 

Weselsky und KEOLIS Deutsch
landGeschäftsführerin Anne 
Mathieu einig. 

 < BBW

Beihilfe-Verschlechterun-
gen zurücknehmen

Ehegatten/Lebenspartner von 
Beamtinnen und Beamten in 
BadenWürttemberg erhalten 
seit 2013 nur Beihilfe, wenn sie 
in den beiden Kalenderjahren 
vor der Antragsstellung jeweils 
unter 10 000 Euro verdient ha
ben. Diese Regelung hat das 
Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) jedoch nun gekippt. 
Das BVerwG sprach dem Lan
desgesetzgeber zwar grund
sätzlich die Möglichkeit zu, die 
Beihilfe für Ehegatten/Lebens
partner einzuschränken. Aller
dings hätte es dafür eines Ge
setzes bedurft, nicht einer 
Rechtsverordnung. Kai Rosen
berger, Chef des dbb Landes
bundes (BBW), warnte die Lan
desregierung am 29. März 2019 
jedoch dringend davor, die Ver
schlechterungen einfach „ohne 
formale Fehler“ neu aufzule
gen. Stattdessen müsste die 
Einkommensgrenze wieder auf 
den Stand vor 2013 (18 000 
Euro) angehoben werden. 

Rosenberger ging noch weiter: 
Auch die anderen seit 2013 gel
tenden Verschlechterungen in 
der Beihilfe müssten zurück
genommen werden: „Baden
Württemberg darf seine Beam
ten und Versorgungsempfänger 
in Sachen Beihilfe nicht länger 
im Regen stehen lassen.“ 

> Waldemar Dombrowski,  
Bundesvorsitzender des vbba

> Udo Beckmann,  
Bundesvorsitzender des VBE

> Kai Rosenberger, Vorsitzender 
des BBW – Beamtenbund 
 Tarifunion

> Claus Weselsky, 
Bundesvorsitzender der GDL
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 < VDR und DPhV

Studie wertet Realschule auf

Laut einer Studie im Auftrag 
des Bundesverbandes der mit
telständischen Wirtschaft 
(BVMW) sind etwa drei Viertel 
der Befragten der Meinung, 
dass die Realschule wieder auf
gewertet werden muss. Zwei 
Drittel meinen, dass dem Real
schulabschluss zu Unrecht we
niger Anerkennung gezollt wird 
als dem Abitur. Darauf haben 
die Bundesvorsitzenden des 
Verbands Deutscher Realschul
lehrer (VDR) und des Deutschen 
Philologenverbandes (DPhV), 
Jürgen Böhm und Susanne Lin
Klitzing, am 3. April 2019 beim 
4. Süddeutschen Realschul
tages in Ulm hingewiesen.

„Die Menschen in Deutschland 
haben längst erkannt, dass der 
Weg über einen Realschulab
schluss und eine duale Berufs
ausbildung sehr erfolgreich ist 
und in eine aussichtsreiche und 
angesehene Karriere münden 
kann“, sagte Jürgen Böhm, der 
auch dbb Vize ist. Eltern und 
Wirtschaft werteten die Real
schule als stabile Säule der 
mittleren Bildung, die zuverläs
sig und kompetent auf Beruf 
und weiterführende Bildungs
wege vorbereite und die ekla
tante Fachkräftelücke schlie
ßen könne. Davon zeigte sich 
auch DPhVChefin Susanne Lin
Klitzing überzeugt: „Das Abitur 
ist einer von vielen möglichen 
Schulabschlüssen in unserem 
differenzierten Schulsystem. 
Seine speziellen Ziele sind die 
Wissenschaftspropädeutik, 

Studierfähigkeit und vertiefte 
Allgemeinbildung. Studierfä
higkeit ist kein allgemeines Bil
dungsziel für alle, die Berufs
fähigkeit sollte gleichwertig 
danebenstehen.“ Die beiden 
Gewerkschaftsvorsitzenden 
betonten: Nur ein Schulwesen, 
das alle Schularten als gleich
wertig anerkennt, dabei aber 
die Differenzierung und indivi
duelle Förderung nach Talen
ten nicht außer Acht lässt und 
so die Anliegen und Bedürfnis
se der Eltern und Schüler ernst 
nimmt, könne eine zukunfts
orientierte Ausbildung ge
währleisten.  

 < tbb

Harsche Kritik an   
pauschaler Beihilfe

Mit scharfen Worten hat der 
tbb Vorsitzende Helmut Lieber
mann am 3. April 2019 das Vor
haben der Landesregierung kri
tisiert, eine pauschale Beihilfe 
für die Beamtinnen und Beam
ten des Landes einzuführen. 
„Es kann nicht angehen, dass 
ein Bundesland in einer sol
chen Grundsatzangelegenheit 
wie der sozialen Absicherung 
von Krankheit und Pflege sei
ner Beamtinnen und Beamten 
einfach losmarschiert und ei
nen Wesenskern des Beamten
status herausbricht“, kritisierte 
Liebermann. Mit dem Argu
ment der „Wahlmöglichkeit“ 
würden „Betroffenen falsche 
Tatsachen vorgegaukelt“. Be
amte könnten sich nämlich 

 bereits heute zwischen gesetz
licher (GKV) und privater (PKV) 
Krankenversicherung entschei
den. Das „Hamburger Modell“ 
befördere mit dem Zuschuss 
lediglich die Entscheidung in 
Richtung GKV. Es schaffe damit 
aber tatsächlich nicht mehr 
Wahlfreiheit, sondern be
schränke sie, da die Betroffe
nen eine einmal getroffene 
Wahl – anders als heute – nicht 
mehr revidieren könnten. Zu
dem würden bereits heute alle 
Beamtinnen und Beamten un
abhängig von Vorerkrankun
gen in die PKV aufgenommen.

Finanzministerin Heike Taubert 
hatte zuvor mitgeteilt, dass 
sich das Land ab 2020 mit ei
nem Zuschuss an den Kosten 
einer freiwilligen gesetzlichen 
Krankenversicherung für die 
Beamtenschaft beteiligen wer
de. Die rotrotgrüne Landesre
gierung orientiert sich dabei 
am sogenannten „Hamburger 
Modell“, das der SPDgeführte 
Senat der Hansestadt 2018 
eingeführt hatte. Der dazuge
hörige Gesetzentwurf wurde 
bereits in erster Lesung im 
Thüringer Landtag beraten. 

 < dbb mv 

Hohe Stundenverpflichtung 
demotiviert Lehrkräfte

Auf dem 11. Landesgewerk
schaftstag des Verbandes Bil
dung und Erziehung (VBE) ist 
der Vorsitzende des dbb meck
lenburgvorpommern (dbb 
mv), Dietmar Knecht, am 
6. April 2019 mit der aktuellen 

Bildungspolitik des Landes hart 
ins Gericht gegangen. Insbe
sondere kritisierte Knecht die 
Personalpolitik und nannte als 
Beispiel die im Ländervergleich 
hohe Stundenverpflichtung: 
Einerseits stelle sie für lebens
ältere Kolleginnen und Kolle
gen eine zu hohe Belastung dar, 
wie sprunghaft steigende Ren
tenanträge lange vor dem 65. 
Lebensjahr belegen würden. 
Andererseits sei sie abschre
ckend für junge Leute. „Wenn 
das Land hier seine starre Hal
tung nicht aufgibt und endlich 
aufwacht, werden wir mit der 
Bildung Schiffbruch erleiden“, 
sagte Knecht im Beisein von 
Kultusministerin Birgit Hesse.

Mit Blick auf Pläne aus den 
 Reihen der SPD, das Verbeam
tungsalter auf 45 hochzuset
zen, kritisierte Knecht: „Diese 
‚Eierei‘ ist unerträglich gewor
den. Seit Jahren fordern wir die 
45, und seit Jahren ist es das 
SPDgeführte Finanzministeri
um, was dies ablehnt. Damit 
wurden enorm viele Betroffene 
im Alter zwischen 40 und 45 
verprellt und sind in andere 
Bundesländer abgewandert. 
Inzwischen wäre das komplette 
Streichen jeglicher Altersgren
zen angebracht, um überhaupt 

noch zu retten, was zu retten 
ist.“ Nach Einschätzung des dbb 
mv ist auch die immer größer 
werdende Zahl „unvorbereite
ter“ Seiteneinsteiger kein geeig
netes Mittel, auf Dauer beste
hende Personalengpässe zu 
beseitigen. Eine gründlichere 
Vorbereitung sei das Mindeste, 
was notwendig ist. 

> Susanne LinKlitzing, 
Bundesvorsitzende des DPhV

> Jürgen Böhm,  
Bundesvorsitzender des VDR

> Helmut Liebermann, 
Vorsitzender des tbb

> Dietmar Knecht,  
Vorsitzender des dbb  
mecklenburgvorpommern
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Matthias Bücker
Kämmerer

„Haushalt? Da helfe ich gerne!“

Weitere 150 Berufsprofile im Öffentlichen Dienst und Matthias

im Video-Interview auf: www.die-unverzichtbaren.de

 < DPolG

Sinkende Zahl registrierter 
Straftaten 

Laut neuester Polizeilicher Kri
minalstatistik wurden 2018 von 
der Polizei 5,55 Millionen Straf
taten registriert, ein Rückgang 
um 3,6 Prozent. Vor allem im Be
reich der Wohnungseinbruchs
kriminalität ist ein signifikanter 
Rückgang zu verzeichnen. 

Die Deutsche Polizeigewerk
schaft (DPolG) zeigte sich am 
2. April 2019 insgesamt zufrie
den mit der Entwicklung. Der 
„Dreiklang aus mehr Personal 
bei der Polizei, besserer techni
scher Ausstattung sowie Ge
setzesanpassungen und ver
schärfungen“ schlage sich in 
der Statistik nieder. DPolG
Chef Rainer Wendt sagte: „Die 
Polizei leistet hervorragende 
Arbeit, das zeigt sich auch in 
der gestiegenen Aufklärungs
quote. Allerdings ist die Krimi
nalstatistik eine Arbeitsstatis
tik der Polizei und spiegelt nur 
begrenzt die tatsächliche Kri
minalitätslage wider. Deshalb 
muss weiterhin in Personal, 
Technik und bessere Gesetze 
investiert werden.“

Erschreckend, so Wendt, sei  
die gestiegene Zahl der Wider
standshandlungen gegen Voll
streckungsbeamte (um fast 
40 Prozent auf 34 168 Fälle). 
Wendt: „Die besorgniserregen
de Zahl ist zum einen auf die 
veränderte Gesetzeslage zu
rückzuführen, nach der solche 
Straftaten jetzt präziser erfasst 
werden. Hinzu kommt leider 

auch eine gesunkene Hemm
schwelle, die sich in steigenden 
Aggressionen und Gewalt
handlungen gegenüber Ein
satzkräften bemerkbar macht. 
Solcher Gewalt müssen Bürge
rinnen und Bürger und politi
sche Entscheidungsträger mit 
null Toleranz entgegentreten. 
Überdies setzen wir auch auf 
technische Unterstützung. Der 
Einsatz von Bodycams in im
mer mehr Bundesländern 
zeigt, dort, wo sie eingeschal
tet sind, können sie deeskalie
rend wirken.“ 

 < DPVKOM 

Mindestlohn stärker 
 kontrollieren 

„Der Wettbewerb in der boo
menden Paketbranche findet 
seit Jahren allein über den 
Preis und damit auch über die 
Löhne der Beschäftigten statt. 
Damit muss Schluss sein. Pa
ketzusteller haben einen kno
chenharten Job, der anständig 
bezahlt werden muss.“

Mit diesen Worten reagierte 
die Bundesvorsitzende der 
Kommunikationsgewerkschaft 
PKV (DPVKOM), Christina Dahl
haus, am 8. April 2019 auf Pres
seberichte, dass die Einkom
men der Paketzusteller in den 
vergangenen zehn Jahren um 
etwa 13 Prozent gesunken 
sind. Demnach bekommen Zu
steller in der Paketbranche ein 
mittleres Bruttomonatsentgelt 
von 2 478 Euro. Vor zehn Jahren 
waren es noch 2 859 Euro. Aus 
Sicht der Fachgewerkschaft 

DPVKOM ist die Anwendung 
und Einhaltung bestehender 
gesetzlicher Regelungen ein 
erster wichtiger Schritt, um das 
in der Paketbranche grassieren
de Lohn und Sozialdumping zu 
stoppen. Christina Dahlhaus: 
„Es muss gewährleistet wer
den, dass der gesetzliche Min
destlohn von 9,19 Euro einge
halten und beispielsweise nicht 
durch unbezahlte Überstunden 
unterlaufen wird. Hierzu sind 
flächendeckende, regelmäßige 
und umfassende Kontrollen 
durch die zum Zoll gehörende 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
(FKS) erforderlich. Das geht je
doch nur mit mehr Personal.“

Dessen ungeachtet sollte in 
der Politik und bei den Arbeit
gebern der Branche über einen 
branchenspezifischen Mindest
lohn diskutiert werden, der hö
her als der aktuelle gesetzliche 
Mindestlohn sein müsse. „Die 
Arbeit der Paketzusteller ist 
deutlich mehr wert. Das muss 
sich auch in den Löhnen der 
Beschäftigten widerspiegeln“, 
so Dahlhaus. 

 < BDR

Pakt für den Rechtsstaat 
endlich erfüllen

Im Koalitionsvertrag der Bun
desregierung war der „Pakt für 
den Rechtsstaat“ als zentrale 
gemeinsame Gestaltungsauf
gabe des Bundes und der Län
der beschlossen worden. Insbe
sondere zur Umsetzung der 

Digitalisierung und zur Be
schleunigung der Verfahren 
sollte die Personalausstattung 
der Justiz verbessert werden. 
Beim „BDRhauptstadtFORUM“ 
zum Thema am 28. März 2019 
forderte der Bundesvorsitzen
de des Bundes Deutscher 
Rechtspfleger (BDR), Mario 
Blödtner, die damit geweckten 
Erwartungen jetzt auch zu 
 erfüllen. 

Schon im Vorfeld hatte Blödt
ner gemahnt: „Die Bürger ha
ben ein Recht auf qualitativ 
gute und schnelle Entschei
dungen. Nur dann können wir 
Verständnis für die Justiz und 
Vertrauen in den Rechtsstaat 
erreichen.“ Aktuell sei die Um
setzung in den Ländern aber 
kaum sichtbar. „Stattdessen 
steigt die Gewaltbereitschaft 
gegen die Beschäftigten im öf
fentlichen Dienst rapide an. 
Nicht nur die Reichsbürgerbe
wegung, auch scheinbar ganz 
normale Bürger begegnen uns 
mit einer bislang unbekannten 
Aggressivität.“ 

 < Kurz notiert

dbb sachsen-anhalt: Teilnahme an Fridays- 
for-Future-Protesten soll Ausnahme bleiben
Der stellvertretende Vorsitzende des dbb sachsenanhalt, Thomas 
Gaube, hat die Demonstrationen von Schülerinnen und Schülern 
für besseren Klimaschutz („Fridays for Future“) grundsätzlich posi
tiv bewertet. Allerdings dürfe dafür nicht immer der gleiche Unter
richt ausfallen, sagte Gaube der dpa am 30. März 2019. Dass sich 
die Jugend politisch engagiere, sei ausdrücklich zu begrüßen. 
Grundsätzlich hätten die Schulleitungen – trotz eines Ermessens
spielraums – aber die Schulpflicht durchzusetzen, erklärte Gaube, 
der selbst Schulleiter an einem Gymnasium in Halle und zugleich 
Landesvorsitzender des Philologenverbandes ist.

> Rainer Wendt, 
Bundesvorsitzender der DPolG

> Christina Dahlhaus,  
Bundesvorsitzende der DPVKOM 

> Mario Blödtner,  
Bundesvorsitzender des BDR
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Matthias Bücker
Kämmerer

„Haushalt? Da helfe ich gerne!“

Weitere 150 Berufsprofi le im Öff entlichen Dienst und Matthias 

im Video-Interview auf: www.die-unverzichtbaren.de

Eine Kampagne des




